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Editorial 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe der pazifik 
aktuell liegt ein Schwerpunkt 
auf den politischen Instabilitä-
ten in Papua-Neuguinea und 
den Salomonen sowie auf den 
politischen Prozessen in Indo-
nesien. In Polynesien sind drei 
Todesfälle von Angehörigen 
zweier Königshäuser zu bekla-
gen. 
 
Auch wenn hier erneut kaum 
positive Nachrichten aus dem 
Pazifik publiziert werden kön-
nen, wünsche ich Ihnen eine in-
teressante und informative Lek-
türe. 
 

Katja Göbel, Redakteurin 
 

PPAAPPUUAA--NNEEUUGGUUIINNEEAA

Kabinettsumstrukturie-
rungen kosten Bart 

Philemon seinen Job 
 
Anfang Juli gab Papua-
Neuguineas Premierminister Sir 
Michael Somare elf Personal-
wechsel in seinem Kabinett be-
kannt. Allen voran wurde der 
ehemalige Finanzminister und 
Schatzmeister Bart Philemon 
(Abgeordneter für Lae) aus 
dem Kabinett ausgeschlossen. 
Grund seien Untersuchungen 
des Public Accounts Komitee. 
Philemon wird beschuldigt, 
Gelder nicht entsprechend den 
Vorgaben des Kabinetts einge-

setzt zu haben. Bereits im Feb-
ruar hatte er sein Finanzreferat 
verlassen müssen. Das Image 
seiner Minister müsse be-
schützt werden, so Somare, 
daher müsse er Philemon, der 
sich zu diesem Zeitpunkt auf 
einer Dienstreise auf den Sa-
lomonen befand, aus dem Ka-
binett entfernen. Neuer Schatz-
meister ist nun Sir Rabbie Na-
maliu. John Hickey wurde zum 
Finanzminister ernannt. 
 
Weiterhin musste Sir Moi Avei 
seinen Posten als Vize-
Premierminister räumen, bleibt 
jedoch weiterhin Minister für 
Mineralöl und Energie. An sei-
ne Stelle als neuer Vize trat der 
aus dem Hochland stammende 
Don Polye, der dem Ministeri-
um für Transport und zivile Luft-
fahrt vorsteht. Sir Michael er-
hofft sich mit diesem Schritt, bei 
den nächsten allgemeinen 
Wahlen 2007 neue und auf-
strebende politische Kräfte im 
Hochland an sich zu binden. 
Eine weitere sehr überraschen-
de Besetzung erfolgte im Minis-
terium für Staatsbetriebe, 
Kommunikation und Informati-
on. Der Sohn des Premier, Ar-
thur Somare, der Anfang des 
Jahres wegen vermuteten 
Amtsmissbrauchs zurücktreten 
musste, ist nun wieder für das 
Ministerium verantwortlich. 
 
Insgesamt wurden neben Phi-
lemon vier weitere Minister ent-
lassen: Atimeng Buhupe (Woh-
nungswesen), Mathew Gubag 
(Verteidigung), Posi Menai 
(Strafvollzugsbehörde) und Bri-
an Pulayasi, ein Minister ohne 
Geschäftsbereich. Die anderen 
Wechsel wurden wie folgt vor-

genommen: Sinai Brown wurde 
Minister für den Öffentlichen 
Dienst und amtierender Minis-
ter für Landfragen, Melchior 
Pep wurde vom Ministerium 
des Inneren zur Strafvollzugs-
behörde versetzt, Martin Aini 
wird Verteidigungsminister, 
Mark Mapakai wandert zum 
Hochschulwesen und Roy Biy-
ama wird Staatsminister und 
assistiert dem Premierminister. 
Neuer Minister für Wohnungs-
wesen wurde der Kabinettsneu-
ling Andrew Kumbakor und 
Sam Abal ist von nun an für 
das Ministerium des Inneren 
verantwortlich. Der Premiermi-
nister behält sich das Außen- 
und Einwanderungsministerium 
selbst vor, solange er keinen 
anderen dafür bestimmt. Oppo-
sitionsführer Peter O’Neill sieht 
die Kabinettsumbildung als Ge-
ringschätzung der Koalitions-
partner. 
 
Diese umfangreiche und für 
viele überraschende Umstruk-
turierung sei vorgenommen 
worden, da das neue Kabinett 
den Ansprüchen des Papua-
Neuguinea von heute besser 
dienen könne, so Somare. Die-
se Personalwechsel um das 
Kernteam seien notwendig, um 
die hart verdienten Erfolge die-
ser Legislaturperiode in erheb-
liche Erträge und Leistungen 
für die Menschen von Papua-
Neuguinea in den abgelegenen 
ländlichen und urbanen Ge-
meinschaften umzuwandeln. 
Weiter sagte Somare, dass 
seine Regierung Teamspieler 
brauche, die sich vernetzen 
könnten und praktische und in-
novative Ansätze einbringen 
würden und somit den Verän-
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derungen, die Papua-
Neuguinea in der Zukunft erfah-
ren werde, gerecht zu werden. 
Die neue Regierung würde es 
besser verstehen, wie die junge 
Wirtschaft zu laufen habe, so 
Somare weiter. 
 
Philemon reagierte auf seine 
Entlassung sehr enttäuscht und 
erklärte dem „Post Courier“ in 
einem Exklusivinterview, dass 
ihn der Premierminister seit 
Amtsantritt 2002 nicht akzep-
tiert habe. In den letzten vier 
Jahren sei sein Amt zweimal 
einem anderen Minister ange-
boten worden, der das Angebot 
jedoch ablehnte. Nie hätte Sir 
Michael Somare ihn in seinen 
Vorhaben unterstützt, sondern 
vielmehr versucht, diese zu un-
terminieren und sich zu Konsul-
tationen lieber mit dem ehema-
ligen Finanzsekretär Thaddeus 
Kambanei zusammengesetzt. 
Dieser habe danach Philemon 
über die Gespräche informiert. 
Auch Kambanei wurde nun aus 
seinem Amt entlassen. Nie hät-
te der Premierminister seinen 
gleich nach der Wahl eingeführ-
ten Hilfs-Budget-Plan unter-
stützt. Dieser Finanzplan sollte 
dazu dienen, die Staatsausga-
ben zu kontrollieren und die 
steigende Staatsverschuldung 
zu reduzieren, die zu diesem 
Zeitpunkt mehr als 800 Millio-
nen Kina (ca. 209 Mio. €) be-
trug. Philemon sollte auf Veran-
lassung des Premierministers 
hingegen einen Staatshaushalt 
verabschieden, der das Land 
weiter immens verschuldet hät-
te. Der Premierminister habe 
ihn zudem daran gehindert, ein 
für die Landbevölkerung erstell-
tes Hilfsprogramm mit einem 
Budget von 50 Mio. Kina (ca. 
13 Mio. €) weiter auszuführen. 
Leider habe er seinem An-
spruch, die Ökonomie des Lan-
des zu fördern, nicht in der 
Weise nachkommen können, 
wie er das gewollt habe, da die 
Unterstützung von Seiten des 
Premierministers gefehlt habe. 
Lediglich Sir Moi Avei, der bei 
der Kabinettsumbildung seinen 
Posten als Vizepremier verlor, 

Sir Peter Barter, Bergbauminis-
ter Sam Akoitai und der wegen 
Anschuldigungen vor einem 
Untersuchungsausschuss als 
Parlamentsabgeordneter sus-
pendierte Dr. Puka Temu hät-
ten ihn unterstützt. Auch habe 
der Premier insbesondere zu-
sammen mit dem Fischereimi-
nisterium (Ben Semri) und dem 
Forstwirtschaftsministerium 
(Patrick Pruaitch) nicht mit dem 
Finanzministerium zusammen-
gearbeitet und notwendige Un-
tersuchungsausschüsse ver-
hindert. Von 2001 bis 2005 ha-
be das Forstwirtschaftsministe-
rium keine Finanzberichte vor-
gelegt. Die Ausschüsse seien 
aber dringend notwendig (ge-
wesen), um der Vorlegungs-
pflicht von Finanzberichten 
nachzukommen und die Ver-
schwendung von öffentlichen 
Geldern zu unterbinden. Das 
Gesetz, diese einzusetzten, 
wurde von Philemon eingeführt, 
ebenso wie das Gesetz zur 
Stärkung der Lokalverwaltun-
gen und die Anschaffung eines 
neuen Computerprogramms, 
das alle Referate und Provin-
zen mit dem Finanzministerium 
und dem Schatzamt verbindet 
und Zugriff auf bestimmt Datei-
en gewährt. 
 
Die Nationale Wirtschaftsverei-
nigung Papua-Neuguineas 
zeigte sich über Philemons Ent-
lassung enttäuscht, sei doch 
Philemon in den letzten Jahren 
für eine Disziplinierung der Re-
gierung in Bezug auf die 
Staatsausgaben nach Jahren 
der Misswirtschaft verantwort-
lich gewesen. Allerdings habe 
eine moderne Regierung das 
Recht, Minister zu entlassen. 
Firmen in East New Britain ga-
ben an, dass in ihren Augen 
Philemon „der beste Schatz-
meister“ gewesen sei, den das 
Land je gehabt hätte. Mit seiner 
Entlassung könnte es zu Prob-
lemen in der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes kom-
men. Zu ihm hätten Handels-
kammern und Firmen Vertrau-
en gehabt. 
 

In seiner Abschiedsrede zeigte 
Philemon auf, was seine Minis-
terien seiner Meinung nach in 
den letzten Jahren erreicht ha-
ben. U.a. steigerte sich das 
Wirtschaftswachstum von Mi-
nus 0,1 % (2002) auf plus     
3,5 % (2006), die Inflation ging 
zurück (2002 11,8 %), der Kina 
erholte sich von einem Rekord-
tief von 0,26 US-$ auf 0,32  
US-$, die Zinsrate fiel von   
13,3 % auf 6,5 % und die 
Staatsverschuldung sank. Er 
sei für gute Regierungsführung 
und gegen Korruption, die häu-
fig mit dem Wissen des Pre-
mierministers geschah, einge-
treten. Der im Frühjahr wegen 
vermuteten Amtsmissbrauchs 
suspendierte Arthur Somare 
beschuldigte ihn, nicht mehr für 
die Bekämpfung der Korruption 
getan zu haben. Weltweit äu-
ßerten Menschen, die mit Pa-
pua-Neuguinea in verschie-
denster Weise verbunden sind, 
ihr Bedauern über die Entlas-
sung von Bart Philemon. (Radio 
Australia – Pacific Beat 06.07.06, 
22.09.06; Pacific Magazine 5.7.06; Na-
tional 6.7.06, 13.7.06; Post Courier 
6.7.06, 11.7.06, 4 x 13.7.06, 25.07.06) 
 

Provinzregierung  
suspendiert 

 
Anfang August suspendierte 
Premierminister Somare die 
Provinzregierung in der Sou-
thern Highlands Province 
(SHP). Grund war der Miss-
brauch öffentlicher Gelder und 
Güter in den letzten fünf Jah-
ren. Oppositionsführer Peter 
O’Neil merkte an, dass 99 % 
des Provinzkapitals in den 
Händen von Stammesführern 
sei und die Politiker keine Kon-
trolle mehr über die Staatsei-
gentümer hätten. Viele der 
staatseigenen Häuser seien il-
legal bewohnt und die meisten 
Autos nicht mehr im Besitz der 
Regierung. Einige Fahrzeuge 
seien sogar als Brautpreis bis 
nach Madang gelangt, so der 
Leiter der von Port Moresby 
eingesetzten Übergangsregie-
rung Gari Baki. Seit Jahren er-
hält die an Rohstoffen reiche 
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Provinz Gelder aus der Haupt-
stadt, aber eine Verbesserung 
der Serviceleistungen wie 
Schulbildung, Gesundheitswe-
sen und Infrastruktur sei nicht 
geschehen. Das sei nun die 
wichtigste Aufgabe der einge-
setzten Übergangsregierung, 
so Baki weiter. 800 Polizisten, 
Soldaten und Amtspersonen 
wurden in der Provinz statio-
niert, um die Ordnung wieder 
herzustellen. Problematisch sei 
auch, so O’Neil, dass in der 
SHP mehr Gewehre in der 
Hand von Privatpersonen seien 
als Verteidigungskräfte und Po-
lizei zusammen besäßen. Die-
se würden in erster Linie dafür 
eingesetzt werden, um regiona-
le politische Führer zu unter-
stützen. Daher wurde ein Straf-
erlass für die Aushändigung 
von Waffen bekannt gegeben 
und einige Gruppen haben be-
reits ihre Waffen an Regie-
rungsbeamte abgegeben. 
 
Die Regierung in Port Moresby 
beruhigte ausländische Investo-
ren, dass die laufenden Projek-
te wie beispielsweise das milli-
onenschwere Gas-Pipeline-
Projekt zwischen Australien 
und Papua-Neuguinea, nicht 
beeinträchtigt würden. Diesen 
Umstand hatte der abgesetzte 
Gouverneur der Provinz, Hami 
Yawari, angekündigt. Die 
Landbesitzer in seiner Provinz 
würden den Deal zwischen 
Australien und Papua-
Neuguinea bis zur Wahl und 
seinem Sieg im nächsten Jahr 
nicht unterschreiben. (National 
02.08.06, 04.08.06, 10.08.06, 17.08.06, 
07.09.06; RNZI 02.08.06; Post Courier 
02.08.06, 04.08.06; Radio Australia – Pa-
cific Beat 03.08.06, 09.08.06) 
 

Neue Pläne für Ramu  
Nickel Mine 

 
Die Regierung in Port Moresby 
und die Provinzregierung in 
Madang bestätigten, dass sie 
das Ramu Nickel Projekt in der 
Madang Provinz unterstützen 
werden. Die meisten Menschen 
in der Provinz seien für die 
Durchführung des Projekts, 

hieß es. Das seit Jahren vor al-
lem wegen der vorhersehbaren 
Schäden für Mensch und Um-
welt umstrittene Projekt soll nun 
ins Laufen gebracht werden. 
Beteiligte an dem 700-Mio.-US-
$-Projekt sind Ramu Nickel Li-
mited (RNL), eine Tochterge-
sellschaft von Highlands Pacific 
Limited, China Metallurgical 
Construction (Group) Corpora-
tion (MCC), ein führender chi-
nesischer Staatsbetrieb mit Be-
teiligung an großen Minenpro-
jekten in Asien und Afrika, Mi-
neral Resources Development 
Company Limited (MRDC), ei-
ne Firma im Besitz der Regie-
rung Papua-Neuguineas und 
von Mineral Resources Madang 
(MRM), und eine Landbesitzer-
vereinigung, die von MRDC ge-
leitet wird. Die Mine soll für 20 
Jahre in Betrieb genommen 
werden mit dem Ziel, jährlich 
33.000 Tonnen hochwertigen 
Nickels und etwa 3.000 Tonnen 
Kobalt zu gewinnen. Die Regie-
rung gab bereits bekannt, dass 
es drei neue Kraftwerke entlang 
des Ramu-Flusses geben wer-
de, um die Mine mit der nötigen 
Energie zu versorgen. Das 
Ramu 2 Wasserkraftwerk wird 
alleine 760 Mio. Kina (ca. 198 
Mio. €) kosten und in den 
nächsten zwei bis drei Jahren 
fertig gestellt sein. MCC teilte 
mit, dass kein fly-in-fly-out-
Konzept durchgesetzt werde 
sondern eine Satellitenstadt für 
die chinesischen Arbeiter der 
Mine errichtet werden soll. 
Bergbauminister Sam Akoitai 
prophezeite bereits einen im-
mensen Nutzen für das Land. 
Die Mine wäre die größte 
Buntmetall-Rohstoffinvestition 
eines chinesischen Betriebes 
außerhalb des Reichs der Mit-
te. Nach wie vor müssten je-
doch noch wichtige Themen 
wie die Rechte der Landbesit-
zer, Gewinne und Umweltbe-
lange geklärt werden, so Toby 
Bare, Vorsitzender der Kurum-
bakari Landbesitzervereini-
gung. 
 
In den frühen 60ern wurde das 
Nickelvorkommen in Kurumba-

kari südlich des Ramu-Flusses 
entdeckt. Anfang der 90er Jah-
re gab es bereits Pläne für die 
Förderung, jedoch war das Pro-
jekt wegen der vorhersehbaren 
Umweltschäden umstritten. 
Nach den Plänen wäre die 
Astrolabe Bay nahe Madang 
mit giftigem Abraum ver-
schmutzt worden. Nach wie vor 
ist der von der Regierung Pa-
pua-Neuguineas gepriesene 
Nutzen für das Land sehr kri-
tisch zu betrachten, haben 
doch die Beispiele Ok Tedi und 
Panguna (Bougainville) gezeigt, 
dass diese Art von Bergbau 
nicht nur zu einer Umweltka-
tastrophe, sondern auch zu 
massiver politischer Instabilität 
führen kann. Das Mineral Policy 
Institute (MPI) in Australien gab 
eine Umweltstudie heraus, wel-
che die Auswirkungen des Mi-
nenbetriebs aufzeigt. Sie kann 
als pdf unter http://www.pazifik-
infoste-
le.org/aktivitaeten/bergbau/290
904.html herunter geladen wer-
den. (National 16.08.06; Post Courier 
15.08.06, 2 x 16.08.06, 26.09.06, 
28.09.06; Pressemitteilung von Highlands 
Pacific Limited 10.08.06) 

Papua-Neuguinea feiert 
seine Unabhängigkeit 

Am 16. September feierte das 
Land 31 Jahre Unabhängigkeit. 
Zu diesem Anlass versammel-
ten sich tausende von Men-
schen auf dem Goroka Sing-
Sing, einem Festival des tradi-
tionellen Tanzes, dem schon 
die britische Königin Elisabeth 
II. mit heller Begeisterung bei-
wohnte. An dem Fest nahmen 
rund 40.000 Menschen aus 
ganz Papua-Neuguinea teil. Die 
vielen mit Paradiesvogelfedern, 
Eberzähnen und Muscheln ge-
schmückten und mit bunten 
Farben bemalten Tänzer be-
eindruckten die zahlreichen 
Touristen. Das Goroka Sing-
Sing gilt als die größte Ver-
sammlung indigener Völker auf 
der Welt. 
 
Eine 100-köpfige Gruppe aus 
Indonesiens Provinz Papua un-
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ter der Führung von Gouver-
neur Barnabus Sueba reiste zu 
den Unabhängigkeitsfeierlich-
keiten nach Port Moresby an. 
Es war die größte Gruppe, die 
jemals zu diesem Anlass von 
Papua nach Papua-Neuguinea 
reiste. Neben der Teilnahme an 
den Feierlichkeiten wurden 
auch Gespräche über eine di-
rekte Flugverbindung zwischen 
der Provinzhauptstadt Jayapura 
und Port Moresby geführt. (Nati-
onal 15.09.06, 20.09.06; Spiegel Online 
19.09.06) 

Manus versinkt 

Mehrere kleine Inseln der Ma-
nus Province sind bereits unter 
dem Meeresspiegel versunken 
oder seien kurz davor, so Ka-
tastrophenkoordinator der Pro-
vinz Web Kanawi. Schuld seien 
vor allem der Anstieg des Mee-
resspiegels und das Verhalten 
der Bewohner. Diese würden 
mit Hilfe von Dynamit und elekt-
ronischen Netzen und Leinen 
fischen und damit das Riffsys-
tem schwächen sowie ihre 
Häuser zu nah am Wasser 
bauen, sodass Wasser in die 
Löcher für die Hauspfosten 
fließe und damit den Grund un-
terspüle. Kanawi sucht nun 
nach Alternativen und 
Grundstücken auf dem Fest-
land, um die Menschen umzu-
siedeln. Man sei 24 Stunden 
mit den Menschen auf den In-
seln im Kontakt, damit im Ernst-
fall sofort eingegriffen werden 
könne. (Post Courier 02.08.06) 

BOUGAINVILLE 
 

Mehr finanzielle Unter-
stützung aus Port  

Moresby 
 
Das einflussreichste Verwal-
tungsgremium Papua-
Neuguineas, das Central Age-
cies Co-ordination Committee 
(CACC), gab bekannt, dass die 
Autonome Provinz Bougainville 
mehr Finanzmittel für das 
2006er Hilfs-Budget und das 
Budget 2007 erhalten wird. Das 

Geld würde für den Wiederauf-
bau von Anlagen und Einrich-
tungen zur Verfügung stehen, 
so CACC-Sprecherin Valentine 
Kambori. Die CACC besuchte 
Bougainville, um einen „Reali-
täts-Check“ zu unternehmen 
und einen Eindruck von der La-
ge vor Ort zu erhalten, damit 
konkrete Schritte unternommen 
werden könnten, die Region 
gemäß dem Bougainville Peace 
Agreement wieder aufzubauen 
und die Grundversorgung aller 
Teile Bougainvilles zu sichern 
fährt Kambori fort. So soll bei-
spielsweise die Ringstraße auf 
der nördlich von Bougainville 
Island gelegenen Buka Island 
fertig gestellt werden. Eine in-
takte Infrastruktur sei vorrangig 
für die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage in der Regi-
on, so Staatssekretär für Wirt-
schaftswesen Patrick Koles. 
Wie in anderen Teilen Papua-
Neuguineas, so sei auch in 
Bougainville die Landwirtschaft 
grundlegend. Es wird ge-
schätzt, dass allein durch feh-
lende Straßen, über die die 
Bauern auch aus abgelegenen 
Gegenden ihre Güter zu den 
Märkten transportieren könn-
ten, momentan 20 % der Ka-
kao- und Kopraernte nicht ein-
gebracht werden kann. 2002 
sei den Bauern dadurch ein 
Schaden in Höhe von 8 Mio. 
Kina (ca. 2 Mio. €) entstanden. 
 
Der Präsident der Autonomen 
Provinz Bougainville, Joseph 
Kabui, freute sich zwar über 
das spendable Angebot der 
Regierung in Port Moresby, je-
doch ermahnte er diese gleich-
zeitig, das Versprechen auch 
einzulösen. In der Vergangen-
heit seien viele Versprechen 
nicht eingehalten worden. Wür-
den die Finanzmittel nicht wie 
geplant bereitgestellt werden, 
dann sähen die Menschen in 
Bougainville keine andere Mög-
lichkeit, als im Volksentscheid 
2015 für die Unabhängigkeit 
Bougainvilles zu stimmen. (Post 
Courier 18.07.06, 02.08.06; RNZI 
18.07.06, 19.07.06) 
 

KKIIRRCCHHLLIICCHHEE
NNAACCHHRRIICCHHTTEENN

AUS PAPUA-NEUGUINEA 
 

Lob für die Kirchen 
 
„Die Kirchen haben mehr und 
viel bessere Arbeit für PNG ge-
leistet als es je eine Regierung 
in der Vergangenheit getan 
hat“, sagte Don Dolye, der 
stellvertretende Premierminister 
des Landes während einer 
Veranstaltung der Melpa Luthe-
ran Church. Anstatt sich wirk-
lich um das Wohl der Men-
schen zu bemühen, hätten sich 
die meisten Politiker in den letz-
ten 20 Jahren vor allem um ih-
ren eigenen Einfluss und mate-
rielle Vorteile gekümmert. Dies 
habe das Land wirtschaftlich in 
die Knie gezwungen. Vor allem 
den Kirchen sei es zu verdan-
ken, dass das Land heute im 
Gesundheits-, Sozial- und Bil-
dungsbereich nicht noch 
schlechter dastehe und zumin-
dest eine Grundversorgung für 
die Menschen gewährleistet 
werden könne. (National 
04.09.2006) 
 
Peter Barter fordert mehr 

Ärzte 
 
Gesundheitsminister Sir Peter 
Barter hat den unermüdlichen 
Einsatz der Kirchen und der 
überseeischen Ärztinnen und 
Ärzte hervorgehoben, die in 
vielen Teilen PNGs eine hoch 
qualifizierte medizinische Min-
destversorgung für die Men-
schen gewährleisten. Während 
eines Besuchs der Divine Word 
University in Madang forderte 
er, mehr einheimische Ärzte 
auszubilden. Bisher habe man 
es nicht geschafft, Ärzte aus-
zubilden, die auch bereit seien, 
in ländlichen Gebieten zu arbei-
ten. Die meisten wären nur an 
gutbezahlten Stellen in den 
Städten interessiert. (National 
06.07.2006 und Post Courier 07.09.2006) 
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Soldaten wollen mit Kir-
chen zusammenarbeiten 

 
Im südlichen Hochland haben 
sich die Streitkräfte an die Kir-
chen gewandt und um enge 
Zusammenarbeit gebeten. 
Zahlreiche Soldaten besuchten 
die Gottesdienste verschiede-
ner Kirchen und riefen die Men-
schen dazu auf, gemeinsam 
gegen Korruption und Gewalt 
anzugehen. „Wenn sie einen 
Soldaten in der Stadt sehen, 
brauchen Sie keine Angst zu 
haben. Gehen Sie einfach auf 
ihn zu und reden Sie ein biss-
chen mit ihm. Wir sind nicht Ih-
re Feinde, sondern wir sind 
hier, um die normalen Aufga-
ben der Regierung zu unter-
stützen, insbesondere im Be-
reich der Bildung und des Ge-
sundheitswesens“, sagte O-
berst Walter Mautu in Mendi. 
(Post Courier 05.09.2006) 

Acht Monate wegen 
Hexerei 

 
Erstmals hat das Bezirksgericht 
in Kundiawa einen Mann we-
gen Hexerei verurteilt. Boi Ka-
mo war für 100 Kina (ca. 25 Eu-
ro) angeheuert worden, den In-
haber des Kundiawa Hotels, 
Joe Mek Teine, wegen Ge-
schäftsstreitigkeiten zu verhe-
xen. Kamo war auf frischer Tat 
ertappt worden, als er am 
Haupteingang des Hotels einen 
„Ein-Zentimeter-Stock“ ge-
pflanzt und getrocknete Blätter 
auf die Zufahrt des Hotels ge-
streut hatte. Er bekannte sich 
schuldig und wurde von Richter 
Martin Loi zu acht Monaten 
Haft verurteilt. (National 14.09.2006) 

AUS DER ELC-PNG 
 

120 Jahre lutherische 
Mission 

 
Über 5000 Lutheraner trotzten 
dem Regen und feierten am 12. 
Juli in Lae unverdrossen das 
120. Jubiläum der lutherischen 
Mission in PNG. Gouverneur 
Luther Wenge hob hervor, dass 

die besten Manager und Füh-
rungspersönlichkeiten des Lan-
des Lutheraner seien. Wenge 
erinnerte auch an die unzähli-
gen früheren Evangelisten, die 
ihr Leben eingesetzt haben, um 
das Evangelium über das gan-
ze Land zu verbreiten. Der 
stellvertretende Bischof Zau 
Rapa betonte die Notwendig-
keit einer engen Zusammenar-
beit zwischen den verschiede-
nen Kirchen und den einzelnen 
Christen. Nur so könne es zu 
einer guten Weiterentwicklung 
des Landes und der Lebensbe-
dingungen der Menschen kom-
men. Der neue Generalsekretär 
der ELC-PNG, Isaac Teo rief 
die Gläubigen und auch die 
Verantwortlichen aus Politik 
und Wirtschaft auf, ihren Bei-
trag dazu zu leisten, dass die 
Kirche auch weiterhin ihre wich-
tigen Aufgaben erfüllen kann. 
(Post Courier 18.07.2006) 

Aufbau einer Lutheri-
schen Universität geht 

weiter 
 
Ende Juli ist Dr. Numuc Ke-
mung als stellvertretender Vor-
sitzender des Gründungskomi-
tees der geplanten Lutheri-
schen Universität zurückgetre-
ten. Es war zu massiven Mei-
nungsverschiedenheiten ge-
kommen. Kemung sollte das 
Martin Luther Seminar und das 
Balob Teachers College auf die 
Umwandlung in eine Universität 
vorbereiten. Anfang August hat 
er seinen Rücktritt wieder zu-
rückgezogen. Die Lutherische 
Universität soll im kommenden 
Jahr eröffnet werden. (National 
28.07.2006 und 07.08.2006) 

Bücher für die 
Schulbibliothek 

 
Im Rahmen der nationalen 
Buchwoche wurden zahlreiche 
lutherische Schulen der Moro-
be-Provinz mit neuen Büchern 
für ihre Bibliotheken ausgestat-
tet. Die Großaktion wurde er-
möglicht durch die großzügige 
Unterstützung von HOPE 

Worldwide, einer internationa-
len Wohltätigkeitsorganisation. 
(National 15.08.2006) 

AUS DER ÖKUMENE IN 
PNG 

 
Aus der Röm.-Kath. Kirche

Erzbischof Michael Meier 
verabschiedet 

 
Nach 36 Dienstjahren wurde 
Michael Meier, der Erzbischof 
des Westlichen Hochlandes 
verabschiedet. Der 75-jährige 
kehrt aus Alters- und Gesund-
heitsgründen nach Deutschland 
zurück. In der Laudatio wurde 
er für seinen unermüdlichen 
Einsatz für die Menschen und 
die Weiterentwicklung der Wes-
tern Highlands Province geehrt. 
Meier war 1962 als junger 
Priester nach Mt. Hagen ge-
kommen. 1987 wurde er zum 
Bischof ernannt. (National 
31.08.2006) 

Douglas Young wird 
neuer Erzbischof 

 
Der bisherige stellvertretende 
Bischof von Mt. Hagen, Doug-
las Young, wurde von Papst 
Benedikt XVI. zum neuen Erz-
bischof der Western Highlands 
Province ernannt. An der feier-
lichen Einführung nahmen auch 
der päpstliche Nuntio, Erzbi-
schof Francisco Montecillo Pa-
dilla, Gouverneur Paias Wingti, 
Bischöfe, Priester und zahlrei-
che Gläubige teil. Young kam 
1978 nach PNG und wirkte in 
der Enga Provinz. Im Jahr 2000 
war er zum stellvertretenden 
Bischof von Mt. Hagen berufen 
worden.  
 

Baptistische Kirche

Baptistische Konferenz 
 
Über 700 Mitglieder und Dele-
gierte der Baptistischen Verei-
nigung kamen Anfang Juli zu 
einer einwöchigen Konferenz in 
Port Moresby zusammen. 
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„Mach Jesus Christus zum 
Zentrum deiner Familie“ lautete 
das Motto der Veranstaltung. 
Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer wurden dazu aufgeru-
fen und ermutigt, christliche 
Werte in ihren Familien zu le-
ben und an die nächste Gene-
ration weiterzugeben. In einem 
Grußwort dankte Sozialministe-
rin Carol Kidu den Kirchen für 
ihren unermüdlichen Einsatz 
beim Aufbau der Gesellschaft 
und rief sie dazu auf, ange-
sichts der Herausforderungen 
von Globalisierung und Urbani-
sierung standhaft zu bleiben. 
(National 04.07.2006) 

Pfarrer stirbt bei 
Stammeskampf 

 
Pfarrer Kalip Mai aus dem 
Westlichen Hochland wurde mit 
einer Axt erschlagen, als er ei-
nen Stammeskampf zwischen 
seinem eigenen Stamm und ei-
nem Nachbarstamm schlichten 
wollte. Als Kompensation für 
den Tod des 60-Jährigen soll 
der Nachbarstamm nun inner-
halb von drei Wochen 50.000 
Kina in bar (ca. 12.500 Euro), 
400 lebende Schweine, vier 
Kühe und vier Kasuare bezah-
len. (National 03.08.2006) 

Kirche Jesu Christi der Hei-
ligen der letzten Tage

Amtsanmaßung 
 
Zwei Kirchenführer der „Kirche 
Jesu Christi der Heiligen der 
letzten Tage“ (Church of Jesus 
Christ of Latter Day Saints) und 
zwei Polizisten hatten Mitte Au-
gust in Port Moresby eine offi-
zielle polizeiliche Razzia vorge-
täuscht und Wettbüros für Pfer-
dewetten verwüstet. (National 
25.08.06) 
 

Australien

Caritas hilft in Osttimor 
 
Der Vorsitzende der Caritas in 
Australien, Erzbischof Adrian 
Doyle, besuchte Mitte Septem-

ber Osttimor und traf dabei mit 
Politikern und kirchlichen Füh-
rern zusammen. Die Caritas ist 
dort mit über 40 Mitarbeitern 
vertreten und engagiert sich 
sehr in Frieden stiftenden Maß-
nahmen nach den vergangenen 
Unruhen. Darüber hinaus stellt 
sie in zahlreichen Flüchtlingsla-
gern eine Mindestversorgung 
der Menschen mit Lebensmit-
teln und anderen Dingen si-
cher. (Pressemeldung der Caritas Aust-
ralien vom 15.09.2006) 

West Papua

Rev. Socratez Sofyan Yoman, 
der Vorsitzende der Vereini-
gung der Baptistischen Kirchen 
in West Papua, hat darauf hin-
gewiesen, dass es in diesem 
Teil Indonesiens immer noch zu 
drastischen Menschenrechts-
verletzungen und völkermord-
ähnlichen Übergriffen gegen-
über den Ureinwohnern West 
Papuas komme. Seit über 45 
Jahren habe sich daran nichts 
geändert, auch wenn die „Inter-
nationale Krisengruppe“ (Inter-
national Crisis Group) in ihrem 
Bericht von einer Beruhigung 
der Lage spreche. Yoman be-
hauptet, die Internationale Cri-
sis Group werde vom indonesi-
schen Militär gezielt mit Fehlin-
formationen versorgt. (RNZI 
07.09.2006) 

PPAAZZIIFFIIKK AALLLLGGEEMMEEIINN

Erstes Taiwanesisch-
Pazifisches Gipfeltreffen 

 
Palau: Am 4. September fand 
in Palaus Hauptstadt Koror ein 
Treffen zwischen Offiziellen aus 
Taiwan und seinen sechs Part-
nerländern im Pazifik statt. Die 
Präsidenten von Kiribati, den 
Marshall-Inseln, Palau, Nauru 
und die Premierminister von 
Tuvalu und den Salomonen 
fanden sich in Koror ein, um mit 
dem taiwanesischen Präsiden-
ten Chen Shui-bian zukünftige 

Projekte zu besprechen. Tai-
wan, das sich 1949 von der 
Volksrepublik China getrennt 
hatte, von dort jedoch noch als 
integraler Teil der VR angese-
hen wird, will mit Hilfe hoher 
Entwicklungshilfen seine pazifi-
schen Partner an sich binden, 
so wird von der taiwanesischen 
Presse spekuliert. Präsident 
Chen erklärte bei seiner Eröff-
nungsrede, dass sein Land kei-
ne „Dollar-Diplomatie“ vertreten 
wolle, sondern eine lange Ko-
operation mit seinen Partnern 
anstrebe und diese lediglich mit 
Entwicklungsprogrammen un-
terstützen wolle. Am Rande des 
Gipfels trafen sich Chen und 
die Regierungschefs der pazifi-
schen Staaten jeweils separat. 
Laut der United Daily News 
möchte Palau, dass Taiwan für 
das Land ein luxuriöses Hotel 
baut, um damit den Tourismus 
anzukurbeln. Die Marshall-
Inseln baten um Hilfe bei der 
Errichtung eines „digitalen Re-
gierungsprogramms“, Tuvalu 
fragte Präsident Chen nach der 
Möglichkeit, Bewohner Tuvalus 
als Arbeiter in den taiwanesi-
schen Schiffswerften anzustel-
len und Dialysegeräte zur Ver-
fügung zu stellen. Im Gegenzug 
unterstützen die Vertreter der 
sechs pazifischen Länder Tai-
wan im Bestreben, einen Sitz 
bei den Vereinten Nationen zu 
erhalten. (Tahitipresse 04.09.06; Ra-
dio Australia – Pacific Beat 30.08.06; PIR 
07.09.06) 
 

Zunehmender Einfluss 
Chinas im Pazifik 

 
Niues Premierminister Young 
Vivian mahnte, dass der chine-
sische Einfluss im Pazifik im-
mer stärker zunehme und dass 
dies auf Kosten anderer regio-
naler Mächte wie Australien 
und Neuseeland geschehen 
könne. Chinas Außenminister 
unternahm vor einigen Wochen 
eine Reise durch den Pazifik 
und besuchte mehrere Staaten. 
China unterhält mit mehreren 
Pazifikstaaten diplomatische 
Beziehungen, wie beispielswei-
se mit Samoa, Tonga, Fidschi, 
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Papua-Neuguinea, Vanuatu, 
den Cook-Inseln und den Föde-
rierten Staaten von Mikrone-
sien. Bei seiner Tour soll der 
Außenminister die Länder dazu 
aufgefordert haben, keinen 
Kontakt mit dem Rivalen Tai-
wan aufzubauen. Vivian erklär-
te, dass er Taiwans Anfragen 
immer höflich zurückgewiesen 
habe. Man wolle sich nicht zwi-
schen den Fronten Chinas und 
Taiwans wieder finden. Niue 
unterhält enge Beziehungen zu 
Neuseeland und Australien. 
 
China sponsert im Pazifik meh-
rere Großprojekte. Die Volksre-
publik finanziert beispielsweise 
mit über 400.000 € das Gebäu-
de für die Melanesian 
Spearhead Group (MSG) in 
Vanuatus Hauptstadt Port Vila. 
China errichtete dort bereits 
das nationale Parlamentsge-
bäude. Auch andere Verbünde-
te profitieren von der Großzü-
gigkeit Pekings. In Fidschi und 
Papua-Neuguinea finanzierte 
China multimillionendollarteure 
Stadien für die South Pacific 
Games, als die beiden Länder 
die Spiele ausrichteten. Ebenso 
werden gerade in Samoa die 
Sportstätten für die Spiele im 
nächsten Jahr mit Geld aus 
Peking aufgebaut – u.a. der 
„größte Swimmingpool-
Komplex im Südpazifik“, eine 
Schwimmhalle mit Olympia-
Becken. (Radio Australia – Pacific 
Beat 04.08.06; Solomon Star 04.08.06) 
 
Europäische Kommission 
stellt Mittel für erneuerba-

re Energien bereit 
 
Französische Überseeterrito-
rien: Die Europäische Kom-
mission gab ihren Plan be-
kannt, 6,5 Mio. US-$ Über ei-
nen Zeitraum von drei Jahren 
für Projekte mit erneuerbaren 
Energien bereitzustellen. Von 
den Geldern sollen Neukaledo-
nien, Französisch-Polynesien 
sowie Wallis und Futuna profi-
tieren. In Neukaledonien und 
Französisch-Polynesien wer-
den Wind- oder Solaranlagen 

errichtet, auf Futuna werden 
Pumpen installiert und Wallis 
erhält eine neue Elektrizitätsan-
lage. Das Projekt ist dafür ge-
dacht, dass die Länder einen 
Zugang zu umweltfreundlichen, 
erneuerbaren Ressourcen er-
halten. (Radio Australia – Pacific Beat 
04.09.06) 
 

Mehr Schutz für  
Schildkröten 

 
Es war ein historischer Mo-
ment, als Anfang September 
auf Bali (Indonesien) ein Ver-
trag zwischen Indonesien, Pa-
pua-Neuguinea und den Salo-
monen während des Treffens 
der „Westpazifik Lederschild-
kröten Drei-Nationen Partner-
schaft für die Bismarck-
Salomon-See-Ökoregion 
(BSSE)“ zum Schutz der Le-
derschildkröte unterzeichnet 
wurde. Bisher hatten die drei 
Länder noch keine Gelegenheit 
zu einer vergleichbaren Über-
einkunft gehabt. Die gemein-
same Absichtserklärung (MoU) 
zielt darauf ab, die Brut- und 
Nahrungsplätze der im West-
pazifik heimischen Lederschild-
kröte zu schützen. Die Migrati-
onsrouten der Lederschildkrö-
ten erstrecken sich von der Vo-
gelkopfhalbinsel (indonesische 
Provinz Papua) über das Admi-
ralitäts- und Bismarckarchipel 
von Papua-Neuguinea bis hin 
zu Makira (Salomonen). Die 
Zahl an brutfähigen weiblichen 
Tieren wird auf etwa 34.000 
geschätzt. Es wird nun über-
legt, auch andere Schildkröten-
arten in den Aktionsplan mit 
einzubeziehen. Dieser sieht 
folgende Punkte vor: For-
schung und Beobachtung, Bil-
dungs- und Aufklärungspro-
gramme für die Bewohner der 
Inseln, Aufbau der Leistungen, 
rechtliche und politische Ange-
legenheiten, Finanzierungsme-
chanismen, Koordination und 
Zusammenarbeit. Indonesien 
agiert als Sekretariat. Nichtre-
gierungsorganisationen wie der 
WWF (World Wide Fund For 
Nature) sollen die Regionalre-

gierungen bei der Durchset-
zung des Planes unterstützen. 
 
Auch Fidschi bemüht sich im 
„Pacific Year of the Sea Turtle“ 
nach wie vor verstärkt darum, 
die Schildkröten der Region vor 
der Ausrottung zu bewahren. 
Vor zwei Jahren verhängte Fi-
dschi ein Moratorium, um die 
kommerzielle Jagd auf und den 
Verkauf von Schildkröten zu 
unterbinden. Vor kurzem ent-
ließen der Fischereiminister Fi-
dschis und der Finanzminister 
einige der aufgezogenen 
Schildkröten. Ein neues Pro-
gramm des Fischereiministeri-
ums soll die Migrationsmuster 
der Schildkröten beobachten. 
Fidschi scheint eine große An-
ziehung auf viele Schildkröten-
arten zu haben. Ein Mitarbeiter 
des WWF South Pacific Pro-
gram erklärte, dass dies in ers-
ter Linie an den reichen See-
grasweiden und dem speziellen 
Korallenriffen Fidschis läge. Tu-
ilau Cala, der Direktor der Fi-
schereiabteilung in Fidschi, 
sagte einem Radioreporter, 
dass das Schutzprogramm auf 
den ganzen Pazifik ausgedehnt 
werden solle. Ein Großteil des 
Schildkrötenbestandes sei be-
sonders durch das Long-Line-
Fischen (für den Tunfischfang) 
und den Bedarf einiger Länder 
für den Verzehr vernichtet wor-
den. (Radio Australia – Pacific Beat 
30.08.06; Solomon Star 06.09.06) 

 

BBRREENNNNPPUUNNKKTT
IINNDDOONNEESSIIEENN

Fischer lösen 
Grenzstreitigkeiten aus 

 
Provinz Papua/ Papua-
Neuguinea: Anfang August 
wurde ein indonesischer Fi-
scher von einem Soldaten der 
papua-neuguineischen Sicher-
heitskräfte erschossen. Er be-
fand sich mit anderen Fischern 
im Gebiet von Vanimo, San-
daun Province (ehemals West 
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Sepik), etwa 12 km östlich der 
Grenze in den Hoheitsgewäs-
sern Papua-Neuguineas. 
Nachdem Warnschüsse abge-
feuert wurden, traf ein Schuss 
den Mann aus Java tödlich. Die 
Sicherheitskräfte gaben an, 
dass der Tod des Mannes ein 
Unfall gewesen sei, habe man 
doch lediglich auf den Motor 
des Fischerbootes gezielt. Zwei 
Kollegen des Toten wurden 
verletzt und ins Krankenhaus 
gebracht, wobei 9 weitere ver-
haftet wurden. Diese mussten 
eine Geldstrafe in Höhe von 
200 Kina (ca. 52 €) bezahlen 
und wurden nach Indonesien 
zurückgeschickt, ebenso wie 
die Leiche des Fischers, um ihn 
nach muslimischem Brauch in-
nerhalb von 24 Stunden bestat-
ten zu können. Der Ausschuss 
des Nationalen Sicherheitsrats 
Papua-Neuguineas veranlasste 
eine unabhängige Untersu-
chung des Vorfalls. Beschuldi-
gungen aus Port Moresby, die 
Fischer seien Spione der indo-
nesischen Regierung gewesen, 
wurden von dieser zurückge-
wiesen. Diese gab an, die Fi-
scher seien von ihren Kollegen 
in Papua-Neuguinea eingela-
den worden, da eine Koopera-
tion beim Fang und Verkauf der 
Fische vorangetrieben werden 
solle, um bessere Preise auf 
dem Markt erzielen zu können. 
Dies wurde jedoch von der Re-
gierung in Port Moresby ver-
neint. Die Fischer hätten keine 
Befugnis zu bestimmen, wer 
die Grenzen überschreiten darf. 
Dies sei eine nationale Angele-
genheit und von der Regierung 
zu klären. Hinzu kamen erneute 
Gerüchte, dass der tote Fischer 
in Wirklichkeit ein Mitglied der 
Sondereinheit Koppassus des 
indonesischen Militärs gewesen 
sein und ein militärisches Be-
gräbnis auf einem bewachten 
Militärfriedhof erhalten haben 
soll. 
 
Zwar gab es nach dem Vorfall 
kein Grenzfeuer zwischen Sol-
daten beider Länder, aber die 
diplomatische Situation kann 
als angespannt angesehen 

werden. Der Vizepremier Pa-
pua-Neuguineas, Don Polye, 
bekräftigte jedoch die guten 
diplomatischen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern und 
meinte, dass nun der Bericht 
der Untersuchungskommission 
abgewartet werden müsse. Es 
wird nun auch über eine ge-
meinsame Grenzpatrouille 
nachgedacht, um weitere 
Grenzüberschreitungen und 
Konflikte zwischen den Ländern 
zu vermeiden. Schließlich sei 
Hochsaison für die Fischer und 
viele von ihnen würden es gar 
nicht merken, dass sie bereits 
indonesische Gewässer verlas-
sen hätten, so Pratito Soeharyo 
von der indonesischen Bot-
schaft in Port Moresby. Seit Ap-
ril wurden von der Regierung 
Papua-Neuguineas 42 Fischer 
festgenommen, die illegal in 
den Gewässern Papua-
Neuguineas fischten. Die letz-
ten wurden am 21. September 
im Dogleg-Gebiet (Western 
Province) aufgegriffen. Ihre 12 
Kollegen, die eine Woche zuvor 
in die Hände der Grenzpatrouil-
le fielen, müssen nun pro Per-
son 3.500 Kina (ca. 915 €) 
Strafe zahlen, ansonsten ste-
hen ihnen sechs Monate Ge-
fängnis bevor. Noch höhere 
Strafen werden erwogen, um 
endlich dem Problem Herr zu 
werden. (National 09.08.06, 16.08.06, 
17.09.06, 26.09.06, 27.09.06; Post Cou-
rier 10.08.06, 05.09.06, 22.09.06, 
26.09.06; Radio Australia – Pacific Beat 
10.08.06, 22.08.06) 

 
Harte Strafen und Gewalt 

gegen Gefangene 
 
Provinz Papua: Im Mai began-
nen in Jayapura die Gerichts-
verhandlungen, in denen sich 
mehrere Demonstranten für ihr 
Verhalten bei der im März in 
Abepura eskalierten Protestak-
tion gegen das Bergbauunter-
nehmen Freeport rechtfertigen 
müssen. Bei der Demonstration 
kamen fünf Mitglieder der indo-
nesischen Sicherheitskräfte 
und zwei Demonstranten ums 
Leben. Nachdem öffentlich be-
kannt wurde, dass die Verhand-

lungen chaotisch abliefen und 
die Angeklagten dabei kaum 
eine Chance zur Verteidigung 
hatten, kam es in Deutschland 
zu Protestbriefaktionen, zu der 
Kirchengemeinden im Ennepe-
Ruhr-Kreis sowie die Vereinte 
Evangelische Mission (VEM) 
und das West Papua Netzwerk 
aufriefen. In den Briefen wur-
den die Richter neben der 
Durchführung eines fairen Pro-
zesses auch dazu aufgefordert, 
für bessere Haftbedingungen 
und ein Ende der Folter Sorge 
zu tragen. Eine örtliche 
Menschrechtsorganisation be-
klagte im Vorfeld die Folterme-
thoden von Polizeikräften wäh-
rend der Untersuchungshaft. 
Diese Briefaktion war ein gro-
ßer Erfolg und brachte den Be-
teiligten u.a. die Gratulation des 
Auswärtigen Amtes der Bun-
desrepublik Deutschland ein. In 
einem Schreiben heißt es: „Die 
Bundesregierung wird gemein-
sam mit ihren EU-Partnern die 
Menschenrechtslage vor Ort 
weiter beobachten und den 
Menschenrechtsdialog mit der 
indonesischen Regierung fort-
setzen.“ Bleibt zu hoffen, dass 
diese Maßnahmen erfolgreich 
sein werden. Die Briefaktion 
zog eine Verbesserung der Be-
dingungen im Gerichtssaal 
nach sich. Auf Initiative des 
Menschenrechtlers und Anwal-
tes Johnson Panjaitan von der 
Rechtshilfevereinigung PBHI in 
Jakarta wurde in der Zwischen-
zeit auch die Überführung der 
letzten Gefangenen aus dem 
Polizeigewahrsam in die Justiz-
vollzugsanstalt in Abepura be-
wirkt. Sie sollten damit vor der 
Willkür der indonesischen Si-
cherheitskräfte bewahrt wer-
den. 
 
Trotz der verbesserten Ver-
handlungsbedingungen wurden 
am 12. Juli unverhältnismäßig 
harte Gerichtsurteile gefällt. 
Über die Angeklagten wurden 
Haftstrafen zwischen vier und 
zwölf Jahren verhängt. Das Ge-
richt konnte ihnen nur die Teil-
nahme an der Demonstration 
nachweisen, nicht aber an der 
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Tötung der Sicherheitskräfte. 
Ansonsten wäre die Strafe weit-
aus höher ausgefallen. Erfreu-
lich ist der Freispruch von zehn 
Papua-Studenten, die im März 
in Jakarta gegen Freeport und 
die vom Unternehmen verur-
sachten Schäden an Mensch 
und Umwelt demonstriert hat-
ten. Das Urteil wurde vom 
Landgericht Süd-Jakarta ge-
sprochen. Auch hier engagierte 
sich die Rechtshilfevereinigung 
PBHI für die Gefangenen. 
 
Am 28. August verschärfte sich 
die Lage für die Inhaftierten in 
Abepura wieder. Eine Gruppe 
von Polizisten drang gewaltsam 
auf inhaftierte Papuas ein. Die 
Männer waren als Zeugen in 
oben genanntem Prozess ge-
rade von Jayapura zurück ins 
Gefängnis im nahe gelegenen     
Abepura gekommen, als 12 
Beamte der lokalen Polizei mit 
Schlagstöcken und Tritten auf 
die wehrlosen Gefangenen 
einwirkten. Ein Inhaftierter wur-
de dabei schwer verletzt und 
ins Krankenhaus sowie kurze 
Zeit später wieder zurück ins 
Gefängnis gebracht. Die Ge-
walt wurde vermutlich dadurch 
ausgelöst, dass die Polizisten 
über Äußerungen im Gerichts-
saal verärgert waren, die ihren 
Kommandanten in Zusammen-
hang mit den Folterungen in 
der Untersuchungshaft brach-
ten. Bei einem Gespräch mit 
dem Vorsitzenden der Protes-
tantischen Kirche (GKI-TP) und 
anderer Kirchenabgeordneten 
sowie der Anwältin des zu-
sammengeschlagenen Papua 
entschuldigte sich der Vizepoli-
zeipräsident von Papua für das 
Verhalten seiner Beamten und 
versprach eine Untersuchung 
des Vorfalls. Die Gefangenen, 
die in die Gerichtsverhandlung 
zu den Demonstrationen verwi-
ckelt sind, lehnten eine weitere 
Zusammenarbeit mit der Polizei 
und Staatsanwaltschaft ab. 
Ohne eine schriftliche Bestäti-
gung des Polizeipräsidenten, in 
der ihnen ihre Sicherheit garan-
tiert wird, würden sie nicht wei-
ter kooperieren. Weitere Ver-

handlungen sind daraufhin ver-
tagt worden. (West Papua Rundbrief 
Nr. 39; Informationsbriefe des West Pa-
pua Netzwerks Nr. 178, 180, 181) 

 
Ein Jahr nach dem 

Friedensabkommen mit 
Jakarta 

 
Aceh: Ein Jahr nach dem Frie-
densabkommen zwischen In-
donesien und der separatisti-
schen Befreiungsbewegung 
„Freies Aceh“ (Gerankan Aceh 
Merdeka = GAM) versammel-
ten sich tausende von Acehne-
sen in der Provinzhauptstadt 
Banda Aceh. Auf der einen Sei-
te gab es Stimmen, die den 
Friedensprozess in Aceh lob-
ten, auf der anderen Seite gab 
es aber auch viel Kritik an dem 
neuen Gesetz für die indonesi-
sche Provinz, das Mitte Juli in 
Jakarta verabschiedet wurde. 
Einige Punkte aus dem in Aceh 
erarbeiteten Gesetzesentwurf, 
basierend auf dem am 15.08.05 
unterzeichneten Friedensab-
kommen von Helsinki, seien 
nicht oder nur unzureichend be-
rücksichtigt worden, so Stim-
men aus der Zivilgesellschaft. 
Die GAM hatte sich dazu bereit 
erklärt, ihr Streben nach Unab-
hängigkeit von Indonesien fal-
len zu lassen um im Gegenzug 
die Genehmigung Indonesiens 
zu erhalten, als regionale Partei 
aufzutreten. Um ihren Willen 
zum Frieden zu zeigen, händig-
te die GAM ihre Waffen – oder 
zumindest einen Großteil – an 
internationale Beobachter aus 
und löste sich als Organisation 
auf. Indonesien verpflichtete 
sich dazu, militärische Einhei-
ten aus Aceh abzuziehen und 
die verbleibenden Kontingente 
nicht dazu zu verwenden, inne-
re Angelegenheiten zu klären. 
Damit war der Weg zu mehr 
Selbstbestimmung und Demo-
kratie in Aceh geebnet. Doch 
das neue Gesetz lässt das Mili-
tär zum inneren Einsatz zu. So 
wurden beispielsweise mehrere 
neue Stützpunkte des indone-
sischen Militärs gerade in den 
Gebieten Acehs errichtet, die 

seit jeher als Basen der GAM 
gelten. Diese liegen nicht an 
Orten, die strategisch gut für 
die Verteidigung der Provinz 
gegen äußere Akteure ange-
siedelt sind, sondern in erster 
Linie gegen Unruheherde im 
Innern des Landes. Zwischen 
dem 15. August 2005 und dem 
15. August 2006 war das indo-
nesische Militär 18 Mal an ge-
walttätigen Aktionen beteiligt 
und die indonesische Polizei 13 
Mal. Somit ist die Rolle des in-
donesischen Militärs in der Re-
gion nach wie vor ungeklärt. 
Zudem verweigerte die indone-
sische Regierung die im Frie-
densabkommen von Helsinki 
vorgesehene Errichtung eines 
Menschenrechtsgerichtshofes 
in Aceh. Gerade das, so Esther 
Hoffmann von amnesty interna-
tional Deutschland, sei aber in 
der Vergangenheit einer der 
Faktoren gewesen, die den 
Konflikt verlängert hätten. Die 
juristische Verfolgung der Täter 
– etwa 15.000 Opfer sind in 
dem jahrelangen Unabhängig-
keitskampf zu beklagen – dürfe 
nicht weiter verhindert werden. 
Mehrere Menschenrechtsorga-
nisationen fordern die indonesi-
sche Regierung daher dazu 
auf, 1. die Autorität Acehs zu 
erweitern und die Kontrolle der 
Zentralregierung zu reduzieren, 
2. die Vertretung von Frauen 
als Voraussetzung in den so-
zialen und politischen Berei-
chen zu beachten und 3. die in 
der Vergangenheit stattgefun-
denen Menschenrechtsverlet-
zungen aufzuklären. Die Vertre-
ter bedauern die unzureichende 
Aufmerksamkeit der indonesi-
schen Regierung bezüglich der 
Opfer der Menschenrechtsver-
letzungen, ebenso wie die un-
zureichende Arbeitsleistung der 
zuständigen Behörde für Rein-
tegration der ehemaligen Gue-
rillakämpfer und Konfliktsopfer 
und die schleppende Arbeit der 
Behörde für Rehabilitation und 
Rekonstruktion in Aceh nach 
dem Tsunami. Hinzu kommen 
Unzulänglichkeiten im Vertei-
lungsplan der Öl- und Gasvor-
kommen zwischen Jakarta und 
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Aceh und das Management na-
türlicher Ressourcen in der 
rohstoffreichen Provinz. 
 
Auf der Versammlung am 15. 
August wurde auch eine Petiti-
on eingereicht, die von 16 Rep-
räsentanten der Distrikte unter-
schrieben wurde. Die AMM   
(Aceh Monitoring Mission - 
Friedensmission in Aceh), CMI 
(Crisis Management Initiative – 
Vermittler im Friedensprozess 
aus Finnland) und die Europäi-
sche Union wurden darin dazu 
aufgerufen, an der Realisierung 
des Friedensprozesses be-
ständiger mitzuwirken. Es wur-
de auch die Freilassung der po-
litischen Gefangenen aus Aceh, 
die noch in indonesischen Ge-
fängnissen sitzen, gefordert. An 
der Veranstaltung nahm auch 
der ehemalige finnische Präsi-
dent Martti Ahtisaari teil, der ein 
Jahr zuvor das Zustandekom-
men des Friedensvertrags er-
möglicht hatte, und drückte sei-
ne Freude darüber aus, dass 
die Acehnesen nun anfangen, 
optimistisch in die Zukunft zu 
sehen, auch wenn noch einige 
„kleine Details“ diskutiert wer-
den müssten. Der ehemalige 
GAM-Führer Malik Mahmood 
erklärte, dass der Erfolg des 
Friedensvertrages erheblich 
von der lokalen Bevölkerung 
abhänge. Aber zusammen mit 
der AMM und der indonesi-
schen Regierung werde es zu 
einem Erfolg kommen. Die 
AMM wird ihren Aufenthalt bis 
zu den Wahlen am 11. Dezem-
ber ausdehnen, allerdings stark 
reduziert auf 35 Beobachter. 
(Newsletter „Botschaften aus Acheh“ Nr. 
2/Jun 06, Nr. 3/Auf 06, Nr. 4/Sep 06; BBC 
News 10.07.06, 15.08.06; Südostasien 
Aktuell Nr. 3/06; The Jakarta Post 
16.08.06) 

 
16 Organisationen per 

Dekret verboten 
 
Aceh: Am 21. Juni erließ der 
indonesische Gouverneur in 
Aceh das Dekret Nr. 
235/13246. Damit werden 16 
politische, zivilgesellschaftliche 
und islamische Organisationen 

und Milizen verboten. Das Dek-
ret rief Proteste der Organisati-
onen hervor, darunter auch von 
WALHI (Wahana Lingkungan 
Hidup Indonesia – Friends of 
the Earth Indonesia) Aceh, dem 
größten indonesischen Forum 
für die Umwelt. WAHLI Aceh 
wurde 1993 ins Leben gerufen 
und stellt zur Zeit ein Netzwerk 
mit 34 Nichtregierungsorgani-
sationen. WAHLI forderte die 
Rücknahme des Verbots und 
ließ dem Gouverneur durch ei-
nen Anwalt eine Notariatsakte 
vorlegen, der daraufhin sagte, 
dass er sich auch nicht erklären 
könne, wie WAHLI auf die Liste 
der zu verbietenden Organisa-
tionen gelangte. Anderen Re-
gierungsmitgliedern zufolge sei 
die Liste noch gar nicht offiziell, 
nicht öffentlich und auch nicht 
endgültig. Die Liste muss nach 
Bearbeitung von der AMM     
(Aceh Monitoring Mission) ab-
gesegnet werden. Zunächst 
wurde WAHLI Aceh als legal 
eingestuft. (Newsletter „Botschaften 
aus Acheh“ Nr. 3/Aug 06; Mitteilung von 
Watch Indonesia!) 

 

TTIIMMOORR--LLEESSTTEE

Ramos Horta wird neuer 
Premierminister 

 
Am 26. Juni trat Mari Alkatiris 
auf Druck der Regierung und 
des Großteils der Bevölkerung 
Timor-Lestes (Osttimor) zurück. 
Er wurde für die im Mai ausge-
brochenen Unruhen im Land 
verantwortlich gemacht, da er 
im Vorfeld fast die Hälfte der 
Armee Osttimors entlassen hat-
te. Seitdem befinden sich inter-
nationale Friedenstruppen ge-
führt von Australien im Land. 
Seine Rede anlässlich seiner 
Abdankung führte in Osttimors 
Hauptstadt Dili erneut zu Unru-
hen, als Sympathisanten Häu-
ser in Brand setzten. Seit dem 
Ausbruch der Unruhen starben 
mindestens 21 Menschen und 
immer noch sind Zehntausende 
auf der Flucht. Internationale 

Friedenstruppen begleiteten ei-
nen Zug von Demonstranten in 
die Hauptstadt, nachdem sie 
diese nach Waffen untersucht 
hatten. 
 
Als neuer Premierminister wur-
de am 9. Juli der Friedensno-
belpreisträger und bis zu die-
sem Zeitpunkt noch Außenmi-
nister des Landes, Dr. José 
Ramos Horta, vereidigt. Neuer 
Außenminister wurde Osttimors 
UN-Botschafter Jose Luis Gu-
terres, während Ramos Horta 
den Posten des Verteidi-
gungsministers behält. Jose 
Teixeira wurde zum neuen Mi-
nister für Bodenschätze er-
nannt. Er ist für die Verwaltung 
der großen Gasreserven des 
Landes verantwortlich. Von 
dem Machtwechsel erhoffen 
sich nun Präsident Xanana 
Gusmão und die Menschen 
Osttimors eine Entspannung 
der Lage. (Radio Australia – Asia Pa-
cific 11.07.06; BBC News 29.06.06, 
14.07.06) 

 
UN-Truppen für Osttimor 

 
Seit dem Ausbruch der Unru-
hen verweilten teilweise bis zu 
3.000 internationale Soldaten 
aus Australien, Neuseeland, 
Malaysia und Portugal in Ostti-
mor, um die Lage unter Kontrol-
le zu bekommen. Bei einem 
Besuch des australischen Pre-
mierministers John Howard in 
der Hauptstadt Dili ermahnte 
dieser aber die Regierung, 
dass die von Australien geführ-
ten Truppen nicht unbegrenzt in 
Osttimor bleiben könnten und 
sich die Osttimoresen selbst 
um die Lösung ihrer inneren 
Angelegenheiten kümmern 
müssten. Canberra plant einen 
kontinuierlichen Abzug der 
australischen Kräfte vor Ort und 
begann Mitte Juli, 250 Soldaten 
und vier der acht australischen 
Black-Hawk-Helikopter abzu-
ziehen. Mehr als 2.000 australi-
sche Militärs und Polizisten 
werden jedoch in Dili verblei-
ben. Es wird erwartet, dass sie 
bis zur Wahl im nächsten Jahr 
im Land sein werden. Auch 
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Neuseeland hat mit der Redu-
zierung seiner Truppen begon-
nen, während Malaysia bereits 
alle aus Osttimor abgezogen 
hat. 
 
Einige Tage später richtete die 
Regierung in Dili eine Bitte an 
die Vereinten Nationen, für die 
nächsten fünf Jahre eine 800 
Mann starke internationale Po-
lizeitruppe für Osttimor bereit-
zustellen. Am 25. August be-
schloss der UN-Sicherheitsrat 
eine Verlängerung des Manda-
tes in Osttimor und die Entsen-
dung einer 1.500 Mann starken 
Polizeitruppe. Diese Polizisten 
sollen u.a. die geplante Reform 
von Polizei und Militär unter-
stützen und zukünftige Unruhen 
verhindern. 
 
Wie wichtig eine Verlängerung 
des Mandats ist, zeigt der Aus-
bruch von mindestens 57 Ge-
fangenen Ende August aus 
dem Gefängnis in Dili, darunter 
der erst am 25. Juli verhaftete 
Rebellenführer Maj Alfredo 
Reinado. Er soll für den Aus-
bruch der Unruhen im April und 
Mai mitverantwortlich sein. 
Australien verwies auf die Poli-
zei Osttimors als Schuldigen, 
wohingegen Premier Ramos 
Horta die australische Armee 
für das Versagen der Sicher-
heitskräfte verantwortlich mach-
te, hätte Australien es doch 
versäumt, die Sicherheit in den 
Gefängnissen zu verbessern, 
obwohl Offizielle mehrmals dar-
um gebeten worden seien. (BBC 
News 18.07.06, 19.07.06, 31.08.06, 
01.09.06; Radio Australia – Asia Pacific 
28.07.06, 17.08.06; Südostasien Nr. 
3/2006) 

 
Tausende Menschen 
noch immer auf der 

Flucht 
 
Trotz der verbesserten Sicher-
heitslage im Land weigern sich 
noch immer zehntausende 
Flüchtlinge, nach Dili zurückzu-
kehren und ziehen es vor, in 
Camps außerhalb der Stadt zu 
wohnen. Im Zuge der Unruhen 
im April und Mai flohen etwa 

100.000 Menschen aus der 
Hauptstadt (120.000 Einwohner 
insgesamt). Unzählige flüchte-
ten in Kirchen. Allein auf dem 
Gelände des Salesianer-
Klosters „Don Bosco“ am Rand 
von Dili leben 13.000 Flüchtlin-
ge. Es wird befürchtet, dass die 
Menschen noch mehrere Mo-
nate oder vielleicht sogar ein 
ganzes Jahr bleiben werden. 
Noch immer seien zu viele Zivi-
listen mit Waffen unterwegs, so 
ein Flüchtling. Premierminister 
Ramos Horta kündigte eine en-
ge Zusammenarbeit mit der ka-
tholischen Kirche des Landes 
an, was von Dilis Bischof Alber-
to Ricardo da Silva begrüßt 
wurde. 95 % der Bevölkerung 
Osttimors sind Katholiken. Ein 
Umsiedlungsplan für die Flücht-
linge wurde erstellt, um der ver-
ängstigten Bevölkerung deut-
lich zu machen, dass eine 
Rückkehr in ihre Häuser sicher 
sei. (Radio Australia – Asia Pacific 
11.07.06, 21.07.06; Kontinente Nr. 
5/2006) 

 

BBEERRIICCHHTTEE AAUUSS DDEENN
IINNSSEELLSSTTAAAATTEENN

M E L A N E S I E N

Erneuerung des RAMSI 
Mandats löst 

Kontroversen aus 
 
Salomonen: Die Entscheidung 
des salomonischen Premiermi-
nisters Manasseh Sogavare, 
den Einsatz der seit 2003 im 
Land operierenden Regional 
Assistance Mission to the So-
lomon Islands (RAMSI) um ein 
weiteres Jahr zu verlängern, 
löste insbesondere bei der Op-
position Missstimmung aus. Im 
Juli 2003 wurde die Einladung 
von RAMSI, die Lösung der 
ethnischen Konflikte auf den 
Salomonen zu unterstützen, 
vom salomonischen Parlament 
beschlossen, so Oppositions-
führer Fred Fono. Absatz 23 
des Faciliation Act, unter dem 

der RAMSI-Einsatz läuft, er-
laubt dem Parlament die Mit-
sprache bei der Entscheidung 
einer jährlichen Verlängerung. 
Mitte Juli unterschrieb Sogara-
ve jedoch eigenmächtig die 
Verlängerung, was die Opposi-
tion als inakzeptabel ansieht. 
Sogavare konterte, dass die 
Regierung dafür verantwortlich 
sei, dass RAMSI die Arbeit im 
Land fortsetze. Ende Septem-
ber wurden von Australien be-
reits neue Truppen entsandt, 
um stationierte Soldaten abzu-
lösen. An RAMSI sind neben 
Truppen aus Australien, die die 
Mission leiten, auch Kontingen-
te aus Neuseeland, Fidschi, 
Papua-Neuguinea und Tonga 
beteiligt. 
 
Die Verlängerung des Einsat-
zes wurde von der Hilfsorgani-
sation Oxfam kritisiert. Barry 
Coates, Direktor von Oxfam 
New Zealand, erklärte, dass 
RAMSI eine starke zentrale 
Gesellschaft in Melanesien 
kreieren wolle, doch diese das 
Vorgehen nicht universell ak-
zeptiere. Zu viel Geld und Res-
sourcen würden für den Wie-
deraufbau der Regierungsinsti-
tutionen verbraucht werden, 
wobei die Leute, die nur eine 
halbe Stunde von der Haupt-
stadt Honiara entfernt leben, 
ohne fließend Wasser, Elektrizi-
tät und Gesundheitsversorgung 
auskommen müssten. Viele 
junge Leute würden ohne Zu-
kunftsperspektive dastehen und 
sich mit selbstgebrautem Alko-
hol und Drogen ablenken. Auch 
eine deutliche Zunahme der 
Prostitution sei zu verzeichnen, 
ebenso wie ein Anstieg von 
HIV/AIDS-Infektionen und Ge-
schlechtskrankheiten. Auf der 
anderen Seite würden in Honia-
ra die Mieten überdurchschnitt-
lich steigen, ebenso wie die ge-
samten Lebenshaltungskosten. 
Die ökonomischen Unterschie-
de seien ein gefährliches Po-
tential, sodass es leicht erneut 
zu Ausschreitungen wie im Ap-
ril kommen könnte, als China-
town verwüstet wurde. Zudem 
würden die Insulaner selbst zu 
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wenig in RAMSI eingebunden. 
Laute RAMSI werde aber hart 
daran gearbeitet, die Zahl offi-
zieller Entscheidungsträger von 
den pazifischen Inseln bei 
RAMSI zu erhöhen. (Radio Austra-
lia – Pacific Beat 19.07.06, 27.07.06, 
01.08.06; Post Courier 20.07.06, 
21.07.06, RNZI 21.07.06, Solomon Star 
24.09.06) 

 
Innen- und außenpoliti-
sche Verwicklungen auf 

den Salomonen 
 
Salomonen: Anfang August 
wurde vom Premierminister der 
Salomonen, Manasseh Soga-
vare, ein Untersuchungsaus-
schuss unter der Führung des 
australischen Richters Marcus 
Einfeld einberufen, der sich mit 
der Aufklärung der Hintergrün-
de der Unruhen im April be-
schäftigen sollte. Die Unruhen 
waren nach der Wahl von Sny-
der Rini zum Premierminister 
ausgebrochen. Die Demonst-
ranten verwüsteten dabei Honi-
aras „Chinatown“ und chinesi-
sche Geschäfte in mehreren 
Stadtvierteln. Premierminister 
Sogavare zeigte sich unzufrie-
den mit dem Voranschreiten 
des Prozesses und erklärte ihn 
zur „juristischen Farce“. Der 
Prozess erläge dem Diktat 
fremder Einflüsse und sei daher 
nicht länger unabhängig. Der 
Fall sei ein Beispiel von gehei-
men Absprachen (Kollusion) 
und ein Versuch, die Rechtsfin-
dung zu behindern, so Sogava-
re weiter. Zu ernsthaften diplo-
matischen Spannungen zwi-
schen Honiara und Canberra 
kam es, als Premierminister 
Sogavare den Australischen 
High Commissioner Patrick Co-
le als „persona non grata“ de-
klariert und ihn des Landes 
verwiesen hatte, da sich dieser 
zu sehr in interne Angelegen-
heiten eingemischt habe und 
versucht haben soll, Politiker zu 
manipulieren und die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses zu 
verhindern. Der australische 
Premierminister John Howard 
erklärte daraufhin, dass Cole 
das Richtige getan und die Inte-

ressen Australiens repräsentiert 
habe und zog im Gegenzug alle 
Visa für salomonische Politiker 
in Australien zurück, sodass 
diese nun zivile Visa beantra-
gen müssen. Wenige Tage 
nach der Ausweisung von Cole 
wurde Richter Marcus Einfeld 
durch die salomonische Regie-
rung seines Amtes enthoben. 
Er hatte sich zuvor geweigert, 
den Posten zu räumen, obwohl 
in Australien ein Verfahren we-
gen Falschaussage gegen ihn 
läuft. 
 
Im Streit um den Untersu-
chungsausschuss stehen sich 
die Standpunkte der Regierun-
gen Australiens und der Salo-
monen gegenüber. In einem 
geheimen Dokument des salo-
monischen Kabinetts sei über 
die Befürchtung Australiens zu 
lesen, dass Premierminister 
Sogavare darauf spekuliere, die 
beiden wegen mutmaßlicher 
Anstiftung der April-Unruhen 
inhaftierten Kabinettsmitglieder 
Nelson Ne’e, der bereits für 
schuldig befunden wurde, und 
Charles Dausabea vor der ge-
richtlichen Verfolgung zu be-
wahren. Sogavare hingegen ist 
der Meinung, dass sich austra-
lische Diplomaten zu stark in 
nationale Angelegenheiten ein-
mischten. Zudem sei ungeklärt, 
inwieweit Mitglieder von RAMSI 
an der Eskalation der April-
Unruhen beteiligt waren. Sie 
wendeten Tränengas gegen die 
zu diesem Zeitpunkt noch fried-
lichen Demonstranten an. 
 
Sogavare verließ am 19. Sep-
tember sein Land, um vor der 
UN-Vollversammlung in New 
York zu sprechen und sich für 
die UN-Aufnahme Taiwans, mit 
dem die Salomonen eine enge 
Beziehung pflegen, einzuset-
zen. Am gleichen Tag flog auch 
Patrick Cole zurück nach Aust-
ralien. Sogavare will sich in 
New York auch mit Australiens 
Premier John Howard treffen, 
um mit ihm über die ange-
spannte Lage zu sprechen und 
zu verdeutlichen, dass er trotz-
dem auf weiterhin gute Bezie-

hungen mit dem Nachbarland 
hoffe. In New York bot die Re-
gierung Papua-Neuguineas die 
Dienste zweier renommierter 
Juristen an – den pensionierten 
Präsidenten des Obersten Ge-
richtshofs Sir Arnold Amet und 
den ehemaligen Generalsekre-
tär des Pacific Forum Noel Levi 
– um den Untersuchungsaus-
schuss zu unterstützen. 
 
Eine andere Sache belastet die 
Beziehungen zwischen Austra-
lien und den Salomonen zu-
sätzlich. Vor seiner Abreise 
nach New York überraschte 
Sogavare, als er den umstritte-
nen Anwalt Julian Moti, ein per-
sönlicher Freund des Premiers, 
als neuen Generalstaatsanwalt 
ernannte. Offiziell wurde die 
Entscheidung vom Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofs, Al-
bert Palmer, bekannt gegeben, 
aber da weitere Erklärungen zu 
der Entscheidung ausblieben, 
wurde sie von weiten Teilen der 
Gesellschaft mit großem Unmut 
aufgenommen. Der amtierende 
Generalstaatsanwalt Primo A-
feau zeigte sich irritiert über die 
Entscheidung, sei er bis zum 
22. September zum einen nicht 
offiziell über seine Entlassung 
informiert worden und zum an-
deren habe der Premierminister 
keine Befugnis, einen Anwalt 
für den Richterstuhl zu ernen-
nen. Hinzu kommt, dass Moti, 
der sich zu diesem Zeitpunkt 
gerade in seinem Heimatland 
Indien aufhielt, einst angeklagt 
wurde, ein dreizehnjähriges 
Mädchen in Vanuatu vergewal-
tigt zu haben. Die Staatsan-
waltschaft in Vanuatu ließ die 
Klage jedoch fallen, nachdem 
er bestritt, die Tat begangen zu 
haben und die von dem Mäd-
chen eingeleitete Zivilklage au-
ßergerichtlich geregelt wurde. 
Moti sehe sich als Opfer eines 
rassistischen Kreuzzuges einer 
Minderheit weißer Anwälte, die 
als Vertreter fremder Interessen 
handeln würden. Moti äußerte 
sich erfreut über die Nominie-
rung, da sie eine Anerkennung 
für fünfzehn Jahre juristische 
Arbeit sei, die er für die Anlie-
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gen der indigenen Interessen 
der Salomon-Insulaner geleistet 
hätte. Laut Afeau sei es jedoch 
unlogisch, jemanden auf eine 
höhere Position zu befördern, 
der wegen Amtsmissbrauchs 
aus seinem Amt entlassen 
wurde. Der Anwaltschaftsver-
band der Salomonen reagierte 
mit Entrüstung, sei doch ein öf-
fentliches Bewerbungsverfah-
ren für Transparenz und gute 
Regierungsführung notwendig 
und ermögliche es auch lokalen 
Anwärtern, den Posten zu er-
langen – eine Meinung, die 
auch aus dem Auswärtigen Amt 
in Canberra zu vernehmen war. 
Zudem gäbe es keinen Grund, 
Primo Afeau zu entlassen, da 
er gute Arbeit geleistet hätte. 
Zudem könne es zu einem Inte-
ressenkonflikt kommen, so Op-
positionsführer Fred Fono, da 
Moti eine Anwaltskanzlei in Ho-
niara besitzt, welche die beiden 
inhaftierten Parlamentarier Ne’e 
und Dausabea vertritt. Moti ist 
seit 1994 wegen angeblicher 
politischer Verwicklungen aus 
den Salomonen verbannt. Aust-
ralien gab nun bekannt, dass 
sie Moti verhaften werde, wür-
de er versuchen, über Austra-
lien nach Honiara zu gelangen. 
Bis auf Weiteres bleibt Primo 
Afeau Generalstaatsanwalt. 
 
Mittlerweile regen sich in der 
Opposition große Proteste ge-
gen das Vorgehen des erst 
nach den Unruhen im Frühjahr 
vereidigten Premierministers. 
Oppositionsführer Fred Fono 
gab daher bekannt, dass er ei-
nen Misstrauensantrag gestellt 
habe, der bei der nächsten Par-
lamentssitzung Anfang Oktober 
gute Aussichten auf Erfolg ha-
be. Fono beschreibt Sogavares 
kürzlich getroffene Entschei-
dungen als diktatorisch. Zudem 
bedeute eine weitere Abküh-
lung des Verhältnisses zwi-
schen Australien und den Sa-
lomonen für letztere eine Ge-
fahr, die Unterstützung durch 
Entwicklungshilfe (223 Mio. $ 
für 2006 und 2007) zu verlie-
ren, was eine Destabilisierung 
des Haushalts nach sich zöge, 

so Fono. Durch die instabile po-
litische Lage kann es in den 
nächsten Wochen erneut zu 
Unruhen in Honiara kommen. 
Die Polizei des Landes erklärte 
hierzu, dass sie auf mögliche 
Unruhen vorbereitet sei. (Radio 
Australia – Pacific Beat 25.07.06, 
01.09.06, 12.09.06, 13.09.06, 14.09.06; 
Solomon Star 11.09.06, 15.09.06, 
21.09.06, 24.09.06, 25.09.06; 
www.sibconline.com.sb 3 x 21.09.06; 
www.abc.net.au 18.09.06, 19.09.06; 
www.southpacific.org 17.09.06; The Aus-
tralian 14.09.06) 

 
Homosexuelle Besucher 
in Fidschi willkommen 

 
Fidschi: Fidschis High Com-
mission in Neuseeland gab be-
kannt, dass Homosexuelle in 
Fidschi nicht länger für die Pra-
xis von gleichgeschlechtlichem 
Sexualverkehr verhaftet werden 
können. Nachdem Organisatio-
nen Homosexueller monatelang 
in Neuseeland darüber speku-
liert hatten, ob Homosexuelle 
bei einem Besuch Fidschis ju-
ristisch verfolgt werden könn-
ten, herrscht nun endlich Ge-
wissheit. Laut Behördenanga-
ben sei es auch Menschen mit 
HIV/AIDS gestattet, Fidschi zu 
betreten, eine Frage, die eben-
falls ungeklärt im Raum stand. 
Die Zusicherung wurde in Neu-
seeland sehr positiv aufge-
nommen. Dies sei ein großer 
Schritt für die Anerkennung der 
Rechte Homosexueller, ebenso 
für die AIDS-Aufklärung, so die 
Direktorin der NZ AIDS Foun-
dation, Rachael Le Mesurier. 
Weiter erklärt sie, dass die Kri-
minalisierung Homosexueller 
nur dazu führen würde, sexuel-
le Handlungen in den Unter-
grund zu verbannen und damit 
die dringend nötige AIDS-
Aufklärungsarbeit fast unmög-
lich zu machen. Die Diskussion 
über die strafrechtliche Verfol-
gung Homosexueller entbrann-
te vor einigen Monaten, als 
Veranstalter eines „Gay Film 
Festivals“ in Neuseeland als 
Preis eine Reise nach Fidschi 
verschenkten. Ob die Gewinner 
des Preises die Reise angetre-

ten haben, ist nicht bekannt. 
(PIR 13.07.06) 

Vanuatu ist „glücklichster 
Platz auf Erden“ 

 
Vanuatu: Laut dem „Happy 
Planet Index“, erstellt von der 
Stiftung New Economics Foun-
dation (NEF) in Zusammenar-
beit mit der Umweltschutzorga-
nisation Friends of the Earth 
(„Freunde der Erde“), ist Vanu-
atu mit seinen knapp über 
200.000 Einwohnern „der 
glücklichste Platz auf Erden“. 
Die Studie wurde auf der 
Grundlage von Daten zu Le-
benserwartung, Lebenszufrie-
denheit und Umweltbelastung 
erstellt. Daher rangieren Län-
der, von denen man kaum eine 
solche Platzierung erwartet hät-
te, an oberster Stelle, wie bei-
spielsweise Kolumbien auf 
Platz 2. Russland findet sich 
fast am Ende der Liste, wohin-
gegen Deutschland auf Platz 
81 noch deutlich vor den meis-
ten anderen Industrieländern 
liegt. Laut Angaben eines Jour-
nalisten in Vanuatu sei es zu 
diesem Ergebnis gekommen, 
weil die Menschen in Vanuatu 
mit wenig zufrieden seien. Es 
gäbe keine konsumorientierte 
Gesellschaft, vielmehr drehe 
sich das Leben um die Familie 
und Gemeinschaft und das Gu-
te, das man anderen Menschen 
tun wolle. „It’s a place where 
you don’t worry too much.“ Le-
diglich vor Erdbeben und Wir-
belstürmen habe man Angst. 
(The Guardian 12.07.06; Tahitipresse 
12.07.06; www.happyplanetindex.org)

Proteste gegen Goro-
Nickel-Mine 

 
Neukaledonien: Erneut flamm-
ten Proteste in Neukaledonien 
auf, die sich gegen die Betrei-
ber der Goro-Nickel-Mine rich-
ten. Mehrere zivilgesellschaftli-
che Gruppen, darunter die indi-
gene Organisation Kanak 
Rheebu Nuu warfen der Firma 
vor, dass das 2-Milliarden-US-
Dollar-Projekt nicht den Anfor-



14

derungen zum Schutz der Um-
welt entspräche. Bereits im Ap-
ril kam es zu heftigen Protes-
ten, bei denen Minenausstat-
tung im Wert von 10 Mio. US-$ 
zerstört wurde und die Kon-
struktionsarbeiten ins Stocken 
gerieten. Dies ist nun der dritte 
Versuch, die Mine in Betrieb zu 
nehmen, nachdem das Projekt 
bereits 2002 auf Eis gelegt 
wurde. Anfang August wurden 
die ersten Module geliefert, je-
doch werden insgesamt noch 
etwa 18 Schiffladungen erwar-
tet. Um den Einfluss der Mine 
auf Mensch und Umwelt noch-
mals zu untersuchen, traf er-
neut eine Gruppe französischer 
Wissenschaftler in Neukaledo-
nien ein. Ihre Studie soll Ende 
des Jahres fertig gestellt sein. 
Bis dahin werden die Konstruk-
tionsarbeiten jedoch weiterge-
hen. Für Ende September hat 
Kanak Rheebu Nuu wieder Pro-
testaktionen angekündigt. 
 
Die Mine ist das größte Projekt 
in der Region bei dem momen-
tan etwa 2.000 Arbeiter ange-
stellt sind, viele von ihnen Fili-
pinos. Anfang des Jahres wur-
de der Betreiberfirma Goro Ni-
ckel S.A. – einer Tochterfirma 
des kanadischen Bergbaugi-
ganten Inco of Canada – die Li-
zenz für die Anlage entzogen. 
Trotzdem soll ab dem Spät-
sommer 2007 Nickel und Ko-
balt gefördert werden. (RNZI 
19.07.06, 04.08.06, 06.08.06, 17.08.06; 
Radio Australia – Pacific Beat 20.09.06) 

M I K R O N E S I E N

Rettung nach neun 
Monaten 

 
Marshall-Inseln: Wie durch ein 
Wunder überlebten drei mexi-
kanische Fischer eine neunmo-
natige Irrfahrt im Pazifik. Sie 
wurden Mitte August von einem 
taiwanesischen Tunfischfang-
boot zwischen Tarawa, Kiribati 
und Majuro aufgegriffen. Die 
drei Männer stammen von Me-
xikos Westküste und sind an 
die 8.000 km westwärts in den 

Pazifik getrieben, nachdem an 
ihrem Acht-Meter-Boot Motor-
probleme auftraten. Sie ernähr-
ten sich von Fischen, Vögeln 
und aufgefangenem Regen-
wasser. Ein Fischer soll bei 
dem Trip aus Verzweiflung über 
Bord gegangen sein. Die Män-
ner reisten Ende August nach 
Mexiko zurück. (RNZI 16.08.06; Ta-
hitipresse 16.08.06) 

 
Katastrophale 

Verhältnisse auf Ebeye 
 
Marshall-Inseln: Die Regie-
rung der Marshall-Inseln stellt 
für die Reparatur der Wasser- 
und Stromanlagen auf Ebeye  
1. Mio. US-$ zur Verfügung.     
Ebeye ist die am dichtesten be-
siedelte Insel des Kwajalein-
Atolls und gilt als sog. „Slum 
des Pazifiks“. Die 360.000-m²-
Insel wird von 12.000 Men-
schen bewohnt, etwa 1.400 da-
von arbeiten auf der Ronald 
Reagan Test Site auf Kwaja-
lein, auf der US-amerikanische 
Abwehrraketen getestet wer-
den. Viele der Bewohner sind 
Flüchtlinge oder Nachkommen 
von Flüchtlingen des Bikini-
Atoll, wo die Amerikaner in den 
40ern und 50ern Atomtests 
durchführten. 
 
Die Zustände auf Ebeye seien 
laut dem Bürgermeister Ebey-
es, Jonny Lemari, „unerträg-
lich“. Seit Monaten würde nur 
einer der sieben Generatoren 
auf der Insel funktionieren, so-
dass die Hälfte der Insel ohne 
Strom sei. Lediglich zwei der 
drei Umkehrosmoseanlagen 
zur Aufbereitung von frischem 
Wasser seien in Takt. Die        
1 Mio. Dollar stammen aus ei-
nem 5,3-Mio.-US-$-Fonds mit 
Geldern aus den USA. Das 
Geld sammelte sich in den letz-
ten Jahren aufgrund von an-
dauernden Streitigkeiten zwi-
schen der nationalen Regie-
rung und Landbesitzern in Kwa-
jalein über den Langzeit-
gebrauch des Atolls durch die 
US-Regierung an. (Marianas Vari-
ety 21.07.06, 01.08.06) 

P O L Y N E S I E N

Trauer um Monarchen 
 
Tonga: In Tonga hatten die 
Menschen in den letzten Mona-
ten gleich zwei beliebte Monar-
chen zu betrauern. Bereits An-
fang Juni war man im König-
reich Tonga schockiert über 
den Tod von Prinz Tuipelehaka, 
ältester Sohn des Bruders des 
Königs von Tonga und Enkel 
der verstorbenen Königin Salo-
te, sowie seiner Frau Prinzes-
sin Kaimana und ihres Fahrers 
Vinisia Hefa. Sie kamen am    
5. Juli bei einem Autounfall in 
Menlo Park, etwa 50 km südlich 
von San Francisco, ums Leben. 
Für den Tod der drei Menschen 
soll die 18-jährige US-
Amerikanerin Edith Delgado 
verantwortlich sein, die das Au-
to der Royals bei einem Über-
holvorgang mit überhöhter Ge-
schwindigkeit auf der Fahrer-
seite berührt haben soll, sodass 
sich dieses daraufhin mehrmals 
überschlug. Für sie wurde eine 
Kaution von 3 Mio. US-$ veran-
schlagt und sie sieht nun einer 
Gefängnisstrafe von bis zu acht 
Jahren entgegen. Nach dem 
Tod des royalen Paares kur-
sierten in Tonga Gerüchte, 
dass der Unfall politische Hin-
tergründe haben könnte, da 
sich der mit den Untersuchun-
gen des Unfalls beauftragte Po-
lizeiinspekteur das Leben ge-
nommen haben und ein ver-
dächtiges anderes Auto in den 
Unfall verwickelt gewesen sein 
soll. Genaueres konnte bislang 
jedoch nicht ermittelt werden. 
 
Prinz Tuipelehaka war aus poli-
tischen Gründen in den USA, 
um dort mit mehreren tongani-
schen Gruppen zu sprechen. 
Im Auftrag des National Com-
mittee for Political Reform 
(NCPR), dessen Vorsitz er in-
nehatte, war er dabei, ab-
schließende Gespräche mit 
Tonganern in Übersee zu füh-
ren (zuvor bereits in Neusee-
land und Australien). Diese 
sog. „Talanoa-Treffen“ began-
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nen im Januar dieses Jahres. 
Die Gespräche in den USA 
wurden von anderen Mitglie-
dern des NCPR weitergeführt. 
Ihr abschließender Bericht soll 
Ende September dem Parla-
ment vorgelegt werden. Tala-
noa bezeichnet informelle Tref-
fen im Auftrag des NCPR mit 
Tonganern in Tonga und Über-
see, um deren Hoffnungen und 
Bestrebungen hinsichtlich einer 
Demokratisierung Tongas zu 
erörtern. In den „Talanoa-
Treffen“ können die Menschen 
ihre eigenen Stimmen erheben, 
um soziale, politische und öko-
nomische Belange Tongas vor-
zubringen – im Gegensatz zu 
den herkömmlichen Treffen lo-
kaler Häuptlinge und Beamter 
(fono), auf denen über die Köp-
fe der Bürger hinweg entschie-
den wird. Laut Tuipelehaka 
könne die Gesellschaft nur 
durch den Dialog zwischen den 
tonganischen Bürgern und der 
Regierung zusammen gehalten 
werden. Ziel sollte sein, dass 
die Staatsgewalt des tongani-
schen Königs auf sein Volk 
gemäß eines demokratischen 
Systems übergeht, sodass das 
Parlament den Willen des Vol-
kes widerspiegelt und nicht 
länger nur Ratschläge und Ein-
wände an die gesetzgebende 
Aristokratie weitergibt. Tonga 
soll eine konstitutionelle Mo-
narchie bleiben, in der der Kö-
nig lediglich eine ratgebende 
Rolle einnehmen soll, ähnlich 
dem System in Großbritannien. 
Sein demokratisches Engage-
ment wurde vom tonganischen 
Parlament und dem Königs-
haus akzeptiert und unterstützt. 
Die Reformarbeit wird nach 
dem Tod des Prinzen mit Ein-
willigung der Regierung weiter-
geführt. Das Land stände unter 
Schock, so Tongas Premiermi-
nister Dr. Feleti Sevele, der im 
März von König Tupou IV. als 
erster Bürgerlicher zum Pre-
mierminister ernannt wurde. 
Neuseelands Außenminister 
Winston Peters beschrieb die 
Todesfälle als Tragödie und 
lobte die Reformpläne des 
Prinzen. 

Prinz Tuipelehaka und seine 
Frau, die einen Master-of-Arts-
Abschluss in Außenpolitik von 
der National University of 
Australia verliehen bekam, en-
gagierten sich seit längerem für 
ihr Volk. Prinz Tuipelehaka 
wurde durch sein solidarisches 
Eintreten für die sozialen und 
demokratischen Belange der 
Tonganer von diesen auch als 
„Prinz des Volkes“ verehrt. Er 
wurde mit seiner Frau am 21. 
Juli in Lapaha, der Ruhestätte 
für die erste Königsdynastie der 
Tu’i Tonga, beigesetzt. Zwar 
wehten die Flaggen am Be-
gräbnistag auf Halbmast, aber 
ein Staatsbegräbnis mit öffent-
lichem Feiertag und tapu, also 
beispielsweise der Schließung 
der Nachtklubs, gab es nicht. 
Der jüngere Bruder des Prin-
zen, Viliami Tupoulahi Mailefihi 
Tuku’aho (49 Jahre), bekam 
am 21. Juli den Titel „Tuipele-
haka“ seines älteren Bruders 
zugesprochen. Das verstorbe-
ne Königspaar war kinderlos. 
 
Nur wenige Wochen später hat-
te Tonga mit seinen etwa 170 
Inseln und 108.000 Einwohnern 
einen weiteren Todesfall im 
Königshaus zu beklagen. Der 
beliebte tonganische König 
Taufa’ahau Tupou IV., der be-
reits aus gesundheitlichen 
Gründen nicht am Begräbnis 
seines Neffen teilnehmen konn-
te, starb am 11. September 
(Tonga-Zeit) im Alter von 88 
Jahren im Beisein der königli-
chen Familie, u.a. seiner Frau, 
Königin Halaevalu Mataaho, 
nach längerer Herz-, Leber- 
und Nierenkrankheit in einem 
Krankenhaus in Auckland, 
Neuseeland. Am nächsten Tag 
wurde eine einmonatige Staats-
trauer bis zum 17. Oktober von 
Premier Sevele bekannt gege-
ben, wobei die königliche Fami-
lie eine Trauerzeit von einem 
halben Jahr in Betracht zieht. 
Erst danach wird der 58-jährige 
Sohn des verstorbenen Königs, 
Tupouto’a, zum neuen tongani-
schen König gekrönt. Dieser 
wurde bereits einen Tag nach 
dem Tod seines Vaters als 

neuer monarchischer Herrscher 
des Königreichs vereidigt. 
 
König Tupou IV. war mit seinen 
41 Dienstjahren der viertlängste 
diensthabende Monarch der 
Welt. Er übernahm die Thron-
folge von seiner Mutter Queen 
Salote und begann gleich nach 
seiner Machtübernahme mit der 
Modernisierung von Tongas 
Bildungssystem und Infrastruk-
tur. Er schickte die tonganische 
Jugend an die von ihm mitbe-
gründete Universität des Süd-
pazifik (USP) in Suva, Fidschi, 
oder zum Arbeiten ins Ausland, 
war er selbst doch der erste 
Mensch in Tonga mit einem 
Hochschulabschluss. Darüber 
hinaus erlangte er „globalen 
Ruhm“ als schwergewichtigster 
Monarch der Welt (209,5 kg bei 
1,95 m Körpergröße), wobei er 
jedoch in den 90ern sein Ge-
wicht aufgrund von Herzprob-
lemen um ein Drittel reduzierte. 
Während seiner Amtszeit hatte 
er den Respekt der Tonganer, 
die ihren König liebten, und der 
Staatsoberhäupter im Pazifik. 
Der „Philosopher King“ schock-
te die Welt während des Kalten 
Kriegs, als er freundschaftliche 
Beziehungen zur Sowjetunion 
aufbaute und träumte von ei-
nem sich selbst ernährenden 
pazifischen Staat. Letztendlich 
sieht sich die tonganische Re-
gierung jedoch mit staatlichem 
Bankrott, hoher landesweiter 
Arbeitslosigkeit und der starken 
Abhängigkeit von Zahlung im 
Ausland lebender Tonganer 
konfrontiert. Nach seinem Tod 
erklingen deutliche Rufe nach 
mehr Demokratie und sozialen 
Reformen im Land. Diesen 
muss sich nun sein Nachfolger, 
König George (Siaosi) Tupou 
V. stellen. Davor habe er je-
doch keine Angst, so erklärte 
dieser. Er habe bereits in den 
90er Jahren seine Bereitwillig-
keit für demokratische Refor-
men gezeigt. Kritik erntete er 
bereits von vielen Seiten so-
wohl aufgrund seines „Jet-Set-
Lebens“, seiner mondänen Le-
bensweise mit Villa im Medici-
Stil und luxuriösen Fahrzeugen 



16

und seines exzentrischen 
Hangs zu militärischen Unifor-
men sowie seiner politischen 
und ökonomischen Projekte. 
Kurz nach seiner Ernennung 
wurde jedoch bekannt, dass er 
seine privaten Wirtschaftspro-
jekte, wie seine Beteiligung an 
einer Energiefirma, einer Flug-
gesellschaft, einer Mobiltelefon-
firma und einer Brauerei fallen 
lassen werde. Als neuer Kron-
prinz wurde der jüngste Sohn 
des verstorbenen Königs, der 
ehemalige Premierminister 
Tongas, Ulukalala Lava Ata (47 
Jahre), von König Tupou V. er-
nannt, da er selbt Junggeselle 
und kinderlos ist. 
 
König Tupou IV. wurde in den 
königlichen Gräbern in Mala’e 
Kula, dem Begräbnisplatz der 
Tu’i-Kanokupolu-Dynastie, bei-
gesetzt. Dem Begräbnis wohn-
ten viele Vertreter pazifischer 
Inselstaaten bei, wie etwa Neu-
seelands Premierministerin He-
len Clark, der neue Maori-
König, die Generalgouverneure 
Neuseelands und Australiens, 
Japans Kronprinz Naruhito, der 
Kulturminister von Französisch-
Polynesien, eine große Delega-
tion des benachbarten Fidschi, 
u.a. mit Premier Qarase und 
Vizepräsident Ratu Joni 
Madraiwiwi sowie einige fid-
schianische Minister. Sie wur-
den begleitetet von tausenden 
Tonganern. (Radio Australia – Pacific 
Beat 07.07.06, 18.09.06; Matangi Tonga 
08.07.06, 2 x 10.07.06, 2 x 11.07.06, 
17.07.06, 18.07.06, 01.08.06, 11.09.06, 2 
x 13.09.06, 2 x 27.09.06; RNZI 07.07.06, 
19.07.06; BBC News 07.07.06, 11.09.06, 
19.09.06; ABC 11.09.06, 12.09.06; NZ 
Herald, 12.09.06; SZ 12.09.06; Oceania 
Flash 15.09.06; Tonga USA Today 
12.09.06; private Berichte aus Tonga) 

 
Regierung benennt 

Straße um und errichtet 
Denkmal für 

Atomtestopfer 
 
Französisch-Polynesien: Die 
nach dem ersten französischen 
Gouverneur in Tahiti in den 
1840er Jahren benannte Allee 
„Avenue Bruat“ im Zentrum von 
Papeete wurde Ende Juni von 

der Regierung Französisch-
Polynesiens in „Avenue Pouva-
naa a Oopa“ umbenannt. Pou-
vanaa a Oopa (1895-1977) 
gründete nach dem zweiten 
Weltkrieg die tahitische Unab-
hängigkeitsbewegung und war 
danach jahrelang politischer 
Gefangener in Frankreich. Die 
Regierung von Präsident Te-
maru kündigte an, dies sei nur 
der erste Schritt in einem lan-
gen Prozess der „Namensent-
kolonisierung“, denn die meis-
ten Straßen in Papeete tragen 
Namen von Kolonialbeamten, 
französischen Präsidenten oder 
gar Personen aus der französi-
schen Geschichte ohne jeden 
Bezug zu Tahiti. Wenige Tage 
später, am 2. Juli, weihte die 
Temaru-Regierung zum 40. 
Jahrestag des ersten Atomtests 
auf Moruroa ein Denkmal für 
die Opfer der französischen    
Atomtests ein. Die französische 
Hochkommissarin Anne Boquet 
kritisierte den Straßennamen 
und das Denkmal als „un-
freundliche Akte“ gegen die 
französische Republik. (Artikel 
von Lorenz Gonschor, Honolulu, Quellen: 
Tahitipresse, TPM) 

Beweis für Strahlenschä-
digung durch Atomtests 

vorgelegt 
 
Französisch-Polynesien: Mit-
te August trat Florent de 
Vathaire, Strahlenexperte des 
staatlichen französischen Nati-
onalen Institut für Gesundheit 
und medizinische Forschung 
(INSERM) mit Ergebnissen ei-
ner Langzeitstudie über Schild-
drüsenkrebs in Französisch-
Polynesien an die Öffentlich-
keit. Die Studie zeigt einen Zu-
sammenhang zwischen erhöh-
ten Strahlungswerten und dem 
gehäuften Auftreten von 
Schilddrüsenkrebs. In einem In-
terview sagte Vathaire, man 
könne es jetzt als erwiesen an-
sehen, dass die oberirdischen 
französischen Atomtests der 
1960er und 70er Jahre für die 
Erhöhung der Krebsrate ver-
antwortlich seien. Damit wird 

zum ersten Mal von einer staat-
lichen französischen Stelle die 
Schädlichkeit der Atomtests 
bestätigt. Vathaire forderte die 
umgehende Deklassifizierung 
aller Gesundheitsakten aus der 
Zeit der Tests und teilte die Er-
gebnisse seiner Studie in ei-
nem Brief Präsident Temaru 
mit, der diesen vor der Ver-
sammlung Französisch-
Polynesiens öffentlich verlas. 
Nachdem die Opposition ver-
sucht hatte, den Forschungsbe-
richt zu diskreditieren, bestätig-
te Vathaire seine Ergebnisse 
noch einmal in aller Deutlich-
keit. (Artikel von Lorenz Gonschor, Ho-
nolulu, Quelle: Tahitipresse) 

Einheimische Sprachen 
vom Aussterben bedroht 

 
Französisch-Polynesien: 
Nach einer im Mai veröffentlich-
te Studie der Organisation Te 
Rauti o Te Reo („Verehrung der 
Sprache“) sind die einheimi-
schen Sprachen Französisch-
Polynesiens in ihrem Bestand 
akut gefährdet. Nach der Studie 
sprechen heute weniger als   
20 % der Bevölkerung tahitisch 
oder eine andere polynesische 
Sprache. Bei der letzten ver-
gleichbaren Studie von 1975 
waren es noch über 80 %. 
Während die Landesregierung 
versucht, die einheimischen 
Sprachen im Zuge einer Re-
form des Bildungssystems zu 
fördern, trägt die französische 
Regierung aktiv zum Sprach-
verlust bei, denn im März die-
ses Jahres verbot der französi-
sche Staatsrat den Abgeordne-
ten der Versammlung Franzö-
sisch-Polynesiens die Benut-
zung polynesischer Sprachen. 
(Artikel von Lorenz Gonschor, Honolulu, 
Quellen: Tahitipresse, TPM) 

Kein Kasino auf Rapa Nui 
 
Rapa Nui (Osterinsel): Pläne 
einer chilenischen Firma, in 
Partnerschaft mit einem ein-
heimischen Unternehmer ein 
Kasino auf der Insel zu bauen, 
sind gescheitert.  Die chileni-
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sche Aufsichtsbehörde für 
Glücksspiele verweigerte dem 
Projekt ihre Zustimmung, da die 
rechtliche Situation der Insel 
mit der chilenischen Gesetzge-
bung für Glücksspiele nicht 
vereinbar sei. Nicht-
Einheimische dürfen auf der In-
sel kein Land erwerben und 
Immobilien dürfen für maximal 
fünf Jahre verpachtet werden. 
Für Kasinos beläuft nach chile-
nischem Gesetz dagegen die 
Mindestlaufzeit fünf Jahre. Als 
weiterer Grund für die Ableh-
nung des Projekts wurde die 
Nichtexistenz einer Einkom-
menssteuer auf der Insel aufge-
führt, sodass die aus dem 
Glücksspielgeschäft resultie-
renden Geldbewegungen nicht 
von den Finanzbehörden über-
wacht werden könnten. Die Ab-
lehnung des Projekts wurde auf 
Rapa Nui mit Erleichterung 
aufgenommen. In den letzten 
Monaten war es zu zahlreichen 
Protesten gegen die Kasino-
Pläne gekommen, da viele Ein-
heimische die Zerstörung ihrer 
Kultur durch den aus dem Ka-
sino resultierenden Massentou-
rismus befürchteten. (Artikel von 
Lorenz Gonschor, Honolulu, Quelle: 
www.iorana.net/noticias.htm, Noticias de 
Rapa Nui,) 

HHAAWWAAII’’II

Kontroverse um Bundes-
staats-Feiertag 

 
Am 18. August kam es vor dem 
‘Iolani-Palast in der Altstadt von 
Honolulu zu heftigen Auseinan-
dersetzungen zwischen rechts-
radikalen amerikanischen Sied-
lern und hawaiischen Unab-
hängigkeitsaktivisten. Erstere 
waren mit US-Flaggen vor das 
historische Gebäude gekom-
men, um die Erklärung Hawai‘is 
zum US-Bundesstaat vor 47 
Jahren zu feiern. Der Gedenk-
tag ist als „Statehood Day“ ein 
staatlicher Feiertag im US-
Bundesstaat Hawai‘i, wurde 
aber seit Jahren von der Bun-

desstaatsregierung nicht mehr 
offiziell gefeiert, um die Unab-
hängigkeitsbewegung nicht zu 
provozieren. Genau dies hatten 
die rechtsradikalen Kräfte aller-
dings im Sinn, und ihre von 
weniger als zwanzig Personen 
besuchte Veranstaltung rief ei-
ne Protestkundgebung von 
Dutzenden hawaiischer Aktivis-
ten hervor. Aufgrund der Pro-
teste weigerte sich eine von 
den Feiernden engagierte Mu-
sikkapelle zu spielen, und de-
ren Versuche, die US-
Nationalhymne ohne Musikbe-
gleitung zu singen, wurden von 
lautstarker hawaiischer Musik 
übertönt. Die Protestierenden 
erklärten, sie hätten grundsätz-
lich gar nichts gegen die Feier 
der Amerikaner, doch sei es 
unakzeptabel dass diese auf 
dem Palastgelände, dem Sitz 
der hawaiischen Könige und 
somit dem Symbol der unab-
hängigen hawaiischen Nation, 
einem den Hawaiiern heiligen 
Ort, stattfinde. Nach zahlrei-
chen Wortgefechten und ge-
genseitigen Provokationen zo-
gen die Feiernden schließlich 
ab. (Artikel von Lorenz Gonschor, Hono-
lulu, Quellen: Augenzeugnis der Veran-
staltung; Honolulu Star-Bulletin, Ka Wai 
Ola) 

Enkel von US-Präsident 
Cleveland unterstützt Un-
abhängigkeitsbewegung 

 
George Cleveland, der Enkel 
des von 1893-1897 amtieren-
den US-Präsidenten S. Grover 
Cleveland (1837-1908) kam im 
September nach Hawai‘i, um 
an den Feiern zum 168, Ge-
burtstag von Hawai‘is letzter 
Königin Lili‘uokalani teilzuneh-
men. Sein Großvater hatte sei-
nerzeit versucht, die Unabhän-
gigkeit Hawai‘is wiederherzu-
stellen und die Königin wieder-
einzusetzen, nachdem eine 
Gruppe US-amerikanischer 
Siedler mit Hilfe von US-
Marinetruppen die hawaiische 
Regierung im Januar 1893 ge-
stürzt hatte. Auch wenn seine 
Bemühungen schließlich schei-
terten, da sich für seine anti-

imperialistische Politik keine 
Mehrheit im Kongress fand, 
wird Präsident Cleveland bis 
heute von den Hawaiiern sehr 
verehrt. Als im April eine Dele-
gation hawaiischer Aktivisten 
zu Präsident Clevelands Grab 
nach Princeton an der US-
Ostküste pilgerte, trafen sie 
seinen Enkel und luden ihn 
nach Hawai‘i ein. Nachdem er 
mit zahlreichen hawaiischen In-
tellektuellen und Aktivisten zu-
sammengetroffen war, erklärte 
er in einer Rede auf den Stufen 
des ‘Iolani-Palasts, er sei tief 
bewegt von der Verehrung, die 
sein Großvater in Hawai‘i ge-
nieße und fühle sich verpflich-
tet, dessen Lebenswerk fortzu-
setzen, indem er dabei helfen 
wolle, seine amerikanischen 
Landsleute über die Situation in 
Hawai‘i aufzuklären und die 
Unabhängigkeitsbewegung zu 
unterstützen. (Artikel von Lorenz 
Gonschor, Honolulu, Quelle: Augenzeug-
nis der Kundgebung)  

„Akaka Bill“ im US-Senat 
gescheitert 

 
Die nach dem hawaiischen Se-
nator im US-Kongress Daniel 
Akaka benannte Gesetzesvor-
lage zur Schaffung einer von 
der US-Regierung anerkannten 
indigenen hawaiischen Regie-
rung ist am 8. Juni in US Senat 
gescheitert. Eine von Akaka 
eingebrachte Resolution, die 
Gesetzesvorlage zur Abstim-
mung zu bringen, erhielt zwar 
eine Mehrheit von 56 zu 41 
Stimmen, verfehlte aber die 
notwendige Zweidrittelmehrheit 
von 60 Stimmen. Während alle 
demokratischen Senatoren für 
die Vorlage stimmten, votierte 
die Mehrheit der republikani-
schen Fraktion dagegen. Damit 
ist der „Akaka Bill“ in seiner 
bisherigen Form zunächst vom 
Tisch, könnte aber nächstes 
Jahr in ähnlicher Form erneut in 
den Kongress eingebracht wer-
den. Akaka und der andere Se-
nator Hawai‘is im US-Kongress, 
Daniel Inouye, kündigten an, 
sich weiterhin für die Vorlage 
einzusetzen. Ziel der Geset-
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zesvorlage, die seit sechs Jah-
ren in ständig abgeänderter 
Form debattiert wurde, war es, 
die indigenen Hawaiier als „in-
digenes Volk der USA“ mit den 
amerikanischen Indianern 
rechtlich gleichzustellen, und 
eine den Indianerreservaten 
vergleichbare autonome hawai-
ische Regierung innerhalb der 
USA zu schaffen. 
 
Während die Regierung des 
US-Bundesstaates Hawai‘i und 
mehrere dieser nahestehende 
hawaiische Ämter und Organi-
sationen die Vorlage unterstütz-
ten, wurde sie sowohl von 
rechtsradikalen Kräften in der 
republikanischen Partei als 
auch von zahlreichen hawaii-
schen Organisationen abge-
lehnt. Für die rechtsradikalen 
Amerikaner sind jegliche Zuge-
ständnisse an ethnische Min-
derheiten unakzeptabel, wäh-
rend die gegen die Vorlage ein-
tretenden hawaiischen Organi-
sationen befürchten, dass 
durch die Gesetzesvorlage der 
Anspruch auf eine Wiederher-
stellung der Unabhängigkeit 
des seit 1898 von den USA be-
setzten Landes verwässert 
würde, und die Hawaiier statt 
dessen nur noch mehr von der 
US-Regierung abhängig wür-
den, ähnlich wie es den meis-
ten Indianerstämmen ergangen 
ist. (Artikel von Lorenz Gonschor, Hono-
lulu, Quellen: Honolulu Advertiser) 

 

AAUUSSTTRRAALLIIEENN

Entwurf zum Asylgesetz 
fallengelassen 

 
Mehrere Menschenrechtsorga-
nisationen, wie die Bewegung 
für ein freies Papua, begrüßten 
die Entscheidung von Austra-
liens Premierminister John Ho-
ward, den Entwurf für ein neues 
Asylgesetz fallen zu lassen. Ja-
karta hingegen warnte Howard, 
dass diese Entscheidung zu ei-
nem Tiefpunkt der Beziehun-

gen zwischen den beiden Län-
dern führen könnte. Noch im-
mer ist Jakarta über die Ge-
währung von 42 Visa an Flücht-
linge aus Indonesiens Provinz 
Papua vor einigen Monaten 
verstimmt. Der Vorfall zog ei-
nen Abbruch der diplomati-
schen Beziehungen beider 
Länder und einen zeitweiligen 
Abzug des indonesischen Bot-
schafters in Australien nach 
sich. Daher gab es mehrere 
Stimmen aus dem australi-
schen Parlament, die Howard 
unterstellten, Indonesien mit 
dem neuen Gesetzesentwurf 
besänftigen zu wollen. 
 
Der Entwurf sah vor, dass alle 
Flüchtlinge, die entweder in den 
australischen Gewässern, auf 
einer vorgelagerten Insel oder 
auf dem Festland aufgegriffen 
werden, in Gebiete außerhalb 
Australiens, wie beispielsweise 
Nauru, transportiert werden. 
Nauru bekam bereits im Vorfeld 
von Australien 40 Mio. Dollar 
angeboten, um die Asylsu-
chenden aufzunehmen und vor 
Ort deren Anträge zu behan-
deln. Selbst wenn ihren Anträ-
gen dort stattgegeben worden 
wäre, hätte es ihnen verweigert 
werden können, Asyl in Austra-
lien zu suchen. Bislang ist es 
so, dass die auf dem Wasser 
oder auf einer vorgelagerten 
Insel aufgegriffenen Flüchtlinge 
zwar nach Nauru oder eine an-
dere Insel geschickt werden, 
nicht aber die auf dem Festland 
ankommenden. Diese erhalten 
ein Gerichtsverfahren nach 
australischem Recht. 
 
Howard zog den Antrag zurück, 
als sich ein massiver Wider-
stand in der Regierung formier-
te und sich selbst seine eige-
nen Leute gegen ihn verschwo-
ren. Nachdem der Entwurf die 
Mehrheit im Parlament erlangt 
hatte, wo Howards Partei eine 
sehr komfortable Mehrheit in-
nehat, wurde der Entwurf vor 
der Verabschiedung durch den 
Senat zurückgezogen, wo die 
Howard-Regierung lediglich ei-
nen Sitz mehr hält und bereits 

im Vorfeld abzusehen war, 
dass auch Regierungssenato-
ren gegen das Gesetzt stim-
men würden. (BBC News 09.08.06, 
10.08.06, 14.08.06; Radio Australia –    
Asia Pacific 27.06.06, 14.08.06) 

 
Australien vergrößert 

Militär 
 
Ende August erklärte Premier-
minister John Howard, dass die 
25.000 Mann starken Streitkräf-
te Australiens zusätzlich zu den 
im letzten Jahr angekündigten 
1.500 Kräften durch weitere 
2.600 Soldaten verstärkt wer-
den sollen. Grund seien instabi-
le Verhältnisse in einigen pazi-
fischen Staaten, wie beispiels-
weise in Osttimor und auf den 
Salomonen, wo Australien auf-
grund von politischen Unruhen 
in den letzten Monaten Truppen 
stationierte. Aber auch Papua-
Neuguinea sei innenpolitisch 
nicht gefestigt. Hinzu kämen 
die Verpflichtungen gegenüber 
der internationalen Gemein-
schaft. Australien hat bereits 
1.300 Soldaten in den Irak ent-
sandt und auch in Afghanistan 
unterstützen australische Trup-
pen die Friedensmission. Des 
Weiteren kündigte Howard an, 
die International Deployment 
Group (IDG) der Australian Fe-
deral Police (AFP) in den 
nächsten zwei Jahren um 400 
Mann auf 1.200 aufzustocken, 
um die Arbeit des Militärs zu 
ergänzen. IDG-Beamte sind 
momentan auf den Salomonen, 
in Osttimor, auf Nauru, in Va-
nuatu, im Sudan, in Zypern und 
in Jordanien eingesetzt. Die 
Erweiterung der Armee von 
sechs auf acht Bataillone wird 
Australien in den nächsten 11 
Jahren sieben Milliarden US-$ 
kosten. Australiens Verteidi-
gungsminister Brendan Nelson 
rechtfertigte die Entscheidung 
der Regierung vor allem durch 
das Sicherheitsversprechen, 
das sein Land den pazifischen 
Staaten gegeben habe. Austra-
lien habe eine Verantwortung 
gegenüber seinen pazifischen 
Nachbarn, deren Interessen 
und Werte zu schützen. Man 
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könne es sich nicht erlauben, 
„failing states“ in der Region zu 
haben. Keines der Länder dürfe 
zu Zufluchtsorten für transnati-
onales Verbrechen oder sogar 
Terrorismus werden, so Nelson 
weiter. Zu dem regionalen Auf-
trag Australiens würden auch 
die Bereitstellung von humani-
tärer und Katastrophen-Hilfe 
sowie die Unterstützung der 
Staaten beim Prozess der Sta-
bilisierung gehören. 
 
In einer Pressemitteilung for-
dert das Pacific Concerns Re-
source Centre (PCRC) in Suva 
Australien dazu auf, lieber mehr 
in humanitäre Sicherheit als in 
militärische zu investieren. Die 
Aufstockung des Militärs sei 
laut Ema Tagicakibau vom 
PCRC „an extreme waste of 
human and financial resour-
ces“. Die Menschen im Pazifik 
würden um ihr Überleben, für 
sauberes Wasser, Gesund-
heitsversorgung, die Ausbil-
dung ihrer Kinder und die 
nachhaltige Verwaltung ihrer 
natürlichen Ressourcen kämp-
fen. So sollte eher in dieser 
Richtung investiert werden. 
Auch die Regierung von Va-
nuatu kritisierte die Pläne Aust-
raliens. Vorschläge von pazifi-
schen Regierungschefs, Pazi-
fik-Insulaner für die neuen Mili-
tärkontingente zu rekrutieren, 
wurden von den australischen 
Verteidigungskräften zurück-
gewiesen. Für den Dienst in der 
australischen Armee müsse 
man nach wie vor ein australi-
scher Bürger sein oder perma-
nent in Australien leben. (BBC 
News 24.08.06, 25.08.06; Radio Australia 
– Asia Pacific 14.08.06; Radio Australia – 
Pacific Beat 25.08.06, 28.08.06, 
29.08.06; Pressemitteilung Pacific Con-
cerns Resource Centre 01.09.06) 

Aborigines “neue 
Besitzer” von Perth 

 
Ende September bestätigte ein 
Gericht dem Volk der Noogar 
ihren Anspruch auf ein Gebiet 
von über 6.000 km² in West-
Australien, auf dem sich auch 
die Landeshauptstadt Perth be-

findet. Generalstaatsanwalt 
Philip Ruddock warnte die Ein-
wohner von Perth, dass dies 
signifikante Auswirkungen auf 
sie haben könne. So könnte die 
Öffentlichkeit beispielsweise 
dran gehindert werden, Parks, 
Flussufer oder Strände zu be-
treten. Ein Führer der Noogar 
versuchte daraufhin, die Ängste 
der Einwohner zu entkräften. 
Man habe nicht vor, den Men-
schen ihre Häuser und Farmen 
wegzunehmen. Es ginge den 
Noogar in erster Linie um die 
Anerkennung ihrer Ansprüche 
und einen eventuellen Nutzen 
wie die Errichtung kleiner Ge-
schäfte und die Ausbildung der 
Leute. Die Landesregierung 
von West-Australien wurde von 
Premier John Howard dazu 
aufgefordert, das Urteil anzu-
fechten. (BBC News 21.09.06; SMH 
21.09.06) 

Uranverkäufe nach 
Indien? 

 
Indien legt Australien nahe, sei-
ne Politik in Bezug auf den 
Handel mit Uran zu überden-
ken. Momentan sind der Regie-
rung in Canberra die Hände 
gebunden, da Indien den Nicht-
verbreitungsvertrag nicht unter-
schrieben hat. Auch die USA 
sähen ein Umdenken in Can-
berra gerne. Die USA bereiten 
ein Gesetz für einen nuklearen 
Kooperationsvertrag mit Indien 
vor, das Indien den Status einer 
rechtmäßigen Nuklearmacht 
zusichert, auch wenn das Land 
die Unterzeichung des Nicht-
verbreitungsvertrags weiterhin 
ablehnt. Die USA streben damit 
eine Balance der Machtverhält-
nisse von China und Indien im 
asiatischen Raum an. Austra-
lien hat bereits Handelsverein-
barungen mit China, einem Un-
terzeichner des Nichtverbrei-
tungsvertrags, getroffen. Pre-
mierminister John Howard er-
klärte, dass ein Uranverkauf an 
China, nicht aber an Indien, als 
abnorm betrachtet werden kön-
ne. Laut Aussage von Profes-
sor McPherson, einem australi-

schen Spezialisten für Indien, 
sei die Sache schon fast vom 
Tisch. Australien bräuchte In-
dien mehr als Indien Australien, 
denn von neuen Handelsbezie-
hungen würde die australische 
Wirtschaft vielschichtig profitie-
ren. McPherson erklärte weiter, 
dass er ein besseres Gefühl 
hätte, Uran nach Indien zu ver-
kaufen, das eine entwickelte 
Demokratie und geordnete Ver-
hältnisse aufweise, als an Chi-
na, das politisch wesentlich 
weniger transparent sei. Südaf-
rika drückte bereits seine Be-
reitwilligkeit zur Kooperation im 
Bereich der zivilen Nutzung 
nuklearer Technik mit Indien 
aus. Indien bräuchte in diesem 
Falle Uran von Australien. Aust-
ralien besitzt etwa ein Viertel 
der auf der Welt bekannten    
Uranvorkommen. (Radio Australia – 
Asia Pacific 25.09.06, 26.09.06) 

 

NNEEUUSSEEEELLAANNDD

Maori-Queen stirbt nach 
40 Jahren Amtszeit 

 
„A mighty kauri (Baum) has fal-
len“, kommentierte Neusee-
lands Premierministerin Helen 
Clark den Verlust von Neusee-
lands beliebter Maori-Queen 
Dame Te Atairangikaahu, oder 
wie sie im Volksmund bekannt 
war, Dame Te Ata. Sie starb 
am 15. August nach langem 
Nierenleiden in der Nähe von 
Hamilton (Nordinsel) im Alter 
von 75 Jahren. Als ihr Vater 
König Koroki 1966 starb, über-
nahm sie seinen Titel als 
sechstes Oberhaupt des Wai-
kato-Tainui-Königreiches, das 
1858 von den Maori begründet 
wurde, um die Maori-Stämme 
zu vereinen und sich gemein-
sam gegen weitere Landverlus-
te an europäische Siedler zu 
wehren. An vielen Plätzen 
Neuseelands wehten die Fah-
nen auf Halbmast wie, auf der 
Harbour Bridge in Auckland. 
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Die einstige Verkäuferin und 
Bäuerin wurde als unermüdli-
che Anwältin ihres Volkes – die 
Maori machen etwa 15 % der 
4,1 Mio. Neuseeländer aus -, 
ihrer Kultur und ihrer Sprache 
beschrieben. Sowohl in Neu-
seeland als auch in Übersee 
wurde sie als Kulturbotschafte-
rin der Maori mit großem Re-
spekt angesehen und traf mit 
vielen Diplomaten und königli-
chen Besuchern zusammen. 
An ihrer Beerdigung nahmen 
u.a. Fidschis Vizepräsident Ra-
tu Jone Madraiwiwi, Prinzessin 
Salote Mafile’o Pilolevu von 
Tonga, Sir Frederick Goodwin 
als Repräsentant der Cook-
Inseln, der Präsident von Fran-
zösisch-Polynesien, Oskar Te-
maru, Tupua Tamasese Efi, der 
frühere Premierminister Samo-
as, Niues Premier Young Vivi-
an, und ein Repräsentant von 
Hawaii teil. 
 
Der Leichnam von Dame Te 
Ata wurde in einem Kanu auf 
dem Waikato-Fluss ins Taupiri-
Gebirge gebracht, der traditio-
nellen Grabstätte der Maori-
Könige. Von den Maori-
Stämmen (iwi) wurde ihr ältes-
ter Sohn Tuheitia Paki als 
Nachfolger bestimmt. Der 51-
Jährige Familienvater ist an der 
Victoria-Universität Wellington 
als Kulturberater beschäftigt. 
(Radio Australia – Pacific Beat 16.08.06; 
NZ Herald 16.08.06; BBC News 
16.08.06; ABC Online 16.08.06; RNZI 
20.08.06; Oceania Flash 18.08.06; 
Spiegel Online 21.08.06) 

Maori erhält Spitzenjob 
bei den UN 

 
Tumu te Heuheu, höchster Ti-
telträger der Ngati Tuwharetoa 
(Maori-Stamm), wurde im Juli 
zum Vorsitzenden des Welter-
be-Komitees der UNESCO er-
nannt. Seit 2003 arbeitete te 
Heuheu im Komitee und war 
dafür verantwortlich, dass der 
Tongariro-Nationalpark als ers-
ter neuseeländischer Besitz in 
die Liste des Weltkulturerbes 
aufgenommen wurde. Pre-
mierministerin Helen Clark sieht 

in der Ernennung einen „bedeu-
tenden Erfolg“ und der Minister 
für Maori-Angelegenheiten Pa-
rekura Horomia nannte es ei-
nen Meilenstein für die Maori. 
(Tahitipresse 17.07.06; English Peolpe’s 
Daily Online 17.07.06) 

 

‚‚TTOOKK BBLLOONNGG PPAASSIIFFIIKK’’
PPAAZZIIFFIISSCCHHEERR AALLLLTTAAGG

‚Crocodile Hunter’ stirbt 
auf tragische Weise 

 
Australien: Mehr als 5.000 
Menschen nahmen am Trauer-
gottesdienst zu Ehren des ver-
storbenen australischen Tier-
filmers und Abenteurers Steve 
Irwin teil, darunter auch Holly-
wood-Schauspieler Russell 
Crowe und Cameron Diaz. Der 
beliebte 44-Jährige kam am    
4. September auf tragische 
Weise – oder wie Premier John 
Howard sich ausdrückte, unter 
typisch australischen Umstän-
den – während der Dreharbei-
ten für die TV-Doku-Serie „O-
cean’s Deadliest“ ums Leben, 
als er einen Stachelrochen aus 
der Nähe filmte. Dieser fühlte 
sich offenbar bedroht und stach 
Irwin mit seinem giftigen Sta-
chel mitten ins Herz, sodass 
dieser augenblicklich verstarb. 
So etwas geschehe laut Exper-
tenangaben äußerst selten. Ei-
nige Tage nach dem tragischen 
Unfall wurden an Australiens 
Küsten 10 tote Stachelrochen 
mit abgeschnittenen Stacheln 
gefunden. Zwar ist unklar, ob 
es sich um einen Racheakt ei-
niger Fans handelte, aber die 
Familie des Verstorbenen 
mahnte dazu, dass dies das 
letzte sei, was Irwin gewollte 
hätte. Die Landesregierung von 
Queensland bot der Familie Ir-
wins an, dem beliebten Austra-
lier ein Staatsbegräbnis zu ge-
währen. Dies wurde jedoch von 
Irwins Vater abgelehnt sei sein 
Sohn doch laut eigener Aussa-
ge ein „ordinary bloke“ gewe-
sen. (BBC News 04.09.06, 05.09.06, 
12.09.06, 20.09.06) 

Tangaroa erreicht Tahiti 
 
Tuamotu-Archipel/Tahiti: Am 
7. Juli traft das Tangaroa-Floß 
mit seiner norwegischen Crew 
auf dem Tuamotu-Archipel und 
einige Tage später mit einem 
Umweg über Raiatea in Tahiti 
ein. Das Floß startete am 28. 
April in Peru. Wie bereits 1947 
Thor Heyerdahl mit seiner „Kon 
Tiki“, so wollte auch sein Enkel 
Olav Heyerdahl beweisen, dass 
es möglich war und ist, mit ei-
nem Floß aus organischem Ma-
terial von Südamerika über den 
Pazifik nach Polynesien zu rei-
sen. Für die Überfahrt benötigte 
Thor Heyerdahl damals 101 
Tage, sein Enkel nur 71. Mitt-
lerweile ist die Tangaroa wieder 
in Norwegen und soll dort in ei-
nem Museum ausgestellt wer-
den. (Tahitipresse 31.07.06, 06.09.06; 
RNZI 11.07.06) 
 


